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Bourgeoisie zu folgen, nnd dem Reiohsbanner die Mitarbeit am 
Wehrsport untersagte. Das besagt natürlich nicht, daü die SPD 
von nun an eine grundsätzlich andere Politik einschlägt. Die 
SPD fürchtet nur, einen großen Teil ihrer Mitglieder, unter 
denen es ohnehin gart, zu sehr vo; den Kopt zu stoßen. Das 
Reichsbanner wies mit Recht darauf hin, daß die Beteiligung 
am Peiobskuratorium nur die konsequente Fortsetzung der 
Panzerkreuzer-Politik und der Beteiligung am freiwilligen 
Arbeitsdienst bedeuten würde.

Mit Hilfe des Freiwilligen Arbeitsdienstes wird die Bour- 
geosie auch ohne Beteiligung der SPD am Reichskuratorium 
zum Ziel gelangen, zumal ihr noch allerlei Hilfskräfte in den 
SA- und SS-Truppen zur Verfügung stehen. Nur dann wird 
der Bourgeoisie ein Strich durch die Rechnung gemacht wer­
den. wenn das klassenbewußte Proletariat seine Aufgabe er­
kennt und dem Militarisierungsspuk ein finde bereitet.

Aus den Bezirken der Union
Magdeburg
Die Ortsgruppe Magdeburg der KAU veranstaltete am Mitt­
woch, den I«. Januar, eine öffentliche Versammlung. Als Refe­
rent sprach ein Berliner Genosse über das 'Hierna: „Wirtschai*- 
iicher Aufbau oder kapitalistischer Zusammenbruch." Die Aus­
führungen des Referenten gingen aus von den kapitalistischen 
Krisenverhältnissen der heutigen Geschichtsepoche. Eine Kritik 
der parlamentarischen Parteien von rechts bis links zeigte die 
Unfähigkeit dieser Organisationen, einen Ausweg aus diesem 
Dilemma zu finden. SPlJ-Praxis und Bernsteinscho Theorie, das 
„Hmeinwachsen" in den Sozialismus bis zum Leib- und Magen-

Genossen. am i7. 1. eine ^'besuchte öffentliche Versammlung 
ab. Diese Versammlung diente ausschließlich einer Ausein­
andersetzung mit den Nationalsozialisten, auf deren Veranlas­
sung dio Versammlung e'nberufen wurde.
Ausgehend von der internationalen Krise des kapitalistischen 
Systems, ihren Ursachen und Wirkungen, auch im faschistischen 
Italien und bolschewistischen Rußland, schilderte unser Refe­
rent die vergeblichen Versuche der Kapitalisten und ihrer 
„Aerzte". um zur Gesundung der Wirtschaft und Liquidierung 
der Krise zu kommen.
In der Diskussion sprach ein Herr Kubach, Mitglied der NSDAP 
aus L e i p z i g .  Schon durch sein ironisoh-überlegen-sein-wol- 
lendes Auftreten deutete dieser Herr an. daß er nicht gewillt 
und imstande ist. auf die sachlichen Argumente und Beweise 
unseres Genossen einzugehen, sondern daß er mit Hilfe dieses 
Tuns und einer gehörigen Portion Demagogie sich aus der

Situation retten wollte. Er sang in allen Tönen das Li 
auf „Adolf den Großen".
Da sich kein weiterer Diskussionsredner meldete, erhielt _ 
Referent das Schlußwort, obwohl Kubach beantragte, dariibtr  ̂
abzustimmen. Unser Genosse stellte fest, daß seinen positiv 
Argumenten nichts, aber auch gar nichts entgegen gese 
wurde. Die Ausführungen, welche Herr Kubach zum Beste 
gegeben habe, bezeugen eine derartige Unkenntnis in al 
Fragen des wirtschaftlichen und politischen Lebens, wie 
eben nur bei „Führern" möglich ist.
Die- Ausführungen unseres Genossen wurden mit Ausnahme df 
SS und SA und des (für eine derartige Materie ebenfalls nie 
aufnahmefähigen Kleinbürgertums, von den anwesenden A 
heitern ;iiit größter Ruhe angehört, und war der Abend ein Er 
folg für uns. Die KPD. die uns Rätekommunisten sonst imrn 
‘■•ektiererei vorwinft. hat sich in dieser Versammlung aa 
schwiegen. Das muß besonders festgehalten werden!

1 das j A iiX  •
erhielt

Der Nazispiegel
Wie die Wirtschaft unter dem 
Faschismus anoekurbeit wird
Mehr als Zweidrittcl der italienischen Arbeitslosen ohne 
Unterstützung!
Rom, 15. Januar 1933: Die Zahl der Arbeitslosen, die Ende 
November 1 038 757 betragen hat. ist im Dezember auf 1 124 654 

doktor der kapitalistischen Gesellschaft, wurden beleuchtet und j Arbeitslose gestiegen, von denen 298 000 im Genuß einer (?)
Arbeitslosen-Unterstiitzung standen.
Da die amtlichen Statistiken Lügenberichte sind, ist anzu­
nehmen. daß die Za.hl der Arbeitslosen und die Zahl der Nicht-, 
unterstützten viel höher ist, und das im Angesicht des Vor­
bildes aller Nazis, Mussolini, und im Angesicht des Stellver­
treters des „lieben Gottes“  auf Erden.

die Unmöglichkeit der praktischen Verwirklichung dieser Theo­
rien aufgezeigt. Der Referent brandmarkte die NSDAP als 
Kettenhund des Monopolkapitalismus und zerpflückte ihre voll­
kommen verlogenen und vernagelten Programme, so daß ein 
„Nichts" übrig blieb. Anschließend ging er auf die Politik der 
Komm.. Partei ein.
Er wies an praktischen Beispielen den ewigen WidersprucM 
zwischen Theorie und Praxis in der Parlaments- und Gewerk­
schaftspolitik der KPD nach. In der den Ausführungen des 
Genossen Referenten folgenden Diskussion ergriff ein Genosse 
der Syndikalisten das Wort. Es war dem Referenten in seinem 
Schlußwort ein Leichtes, auf Grund der Einsicht in die Bedin­
gungen des Klassenkampfes und der Erkenntnis von der Rich­
tigkeit der historisch-materialistischen Geschichtsauffassung, den 
syndikalistischen Genossen in seinen eigenen Widersprüchen 
bloßzustellen. Das aufmerksame Anhören der Ausführungen 
des Referenten bewies, daß die anwesenden Gäste und Ge­
nossen mit diesen Ausführungen einverstanden waren. An uns 
wird es liegen, die mit uns sympathisierenden Arbeiter ideolo­
gisch und organisatorisch zu erfassen, um als fester und ent­
schlossener Kern bei der unausbleiblichen Auseinandersetzung 
zwischen Kapital und Arbeit ziel- und richtunggebend wirken 
zu können.
Massenversammlung in (ienthin
Unter dem Thema „Führer oder Masse?“ hielt die hiesige Orts- 
gruppe der KAU. tatkräftig unterstützt durch Brandenburger

! war bald gefunden: ..Im Heizraum. zu dein die Treppe an d« 
j Wachzimmer vorbeiführte, war der Techniker Grillmeier an 
I Arbeit; er war damit beschäftigt. Tränengasröhrchen herj 
J stellen.
' Nach gründlicher Durchlüftung des Wachzimmers konnten 

durch den beizenden Gestank vertriebenen SS-Männer wie«
I ihren Posten beziehen.

Die Zeitung meldet aber nicht, ob der Obernazi auch ..geweint] 
hat. Es ist eine Schande für die revolutionären Arbeiter. dJ 
sie sich das Treiben dieser braunen Pest überhaupt noch 2*] 
fallen lassen.
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Faschistische WafYenschiebungen
Der Hirtenberger Waffenskandal
Paris. 19. Januar: Der Außen-Ausschuß der Kammer hat sich 
gestern mit der Hirtenberger Waffen-Aiiäre beschäftigt. Der 
Unterstaatssekretär im Auswärtigen Amt, Pierre Cot. bestä-

Der braune Spuk
Es gab einmal einen Nazimann, der stritt sich mit einem and* 
ren um das „Weib". Da die „Eifersucht“ ein Uebel ist. welch# 
auch den „stärksten“ „teutschen“ Mann „umlegen" kann, grj 
man zu den Messern, da man ja heute keine „Siegfriedschwi 
ter“ mehr hat, — und die noch da sind, sind nur zum „A* 
sehen“ da.
Jedenfalls erlag der Nazi Wessel in diesem urteutsche 
Kampfe. Er wurde der „Märtyrer" der „Berliner“ und „teut

tigte dic von der sozialistischen Presse veröffentlichten Nach- I scheu“ SA und SS. Man hat ihm einen Grabstein gesetzt, 
richten. seine sämtlichen gestorbenen Familienangehörigen auch drad
Nach den Ausführungen des Dollfuß haben 47 Waggons mit 
Waffen für Ungarn die österreichische Grenze passiert. Der j 
sozialistische Abgeordnete Longuet erklärte: „daß nicht wenigen 
als 000 Gewehre und 200 Maschinengewehre modernster ta- J 
lienischer Konstruktion von Italien nach Ungarn geschickt wor- ; 
den seien. Die Waffen sind von Verona von einem Major 
Guiseppc Cortese an die Hirtenberger Waffenfabrik unter der | 
Adresse eines gewissen Herrn Mandl abgesandt worden.“
Nun wird man große Petitionen an den Völkerbund richten.! 
Man wird sich an die gesteiften Hemdbrüste schlagen, denn das j 
ist alles billig. Inzwischen wird aus den Proleten das (ield 
heraiisgeiiuetscht. um diese Mordwaffen, die doch nur dazu da 
sind, gegen Arbeiter gerichtet zu werden, zu bezahlen.
Gute Zeiten sind augenblicklich auf der Welt für Wa'fen- 
schieber.

Die ..freundiieh“
wird

.iemdlflchetr'Brüder„ H b M H H I l V I l  f l

Aus Innsbruck wird unterm 15. Januar folgendes gemeldet: 
Heute nacht kam es auf der Innbrücke zu einem Zusammen­
stoß zwischen Nationalsozialisten und Heimwehrleuten. Als 
beide Gruppen beim Vorbeimarsch aneinder „Heil 
Hitler" beziehungsweise „Heil Starhemberg" riefen, entstand 
eine Schlägerei. Zwei Beteiligte erlitten Hiebwunden am 
Kopfe, zahlreiche andere Personen leichtere Verletzungen.

Die braune Wache weint! (?)
. . . Am Samstag vor dem goldenen Sonntag war mittags die 
tägliche Hauswache im Hitler-Haus (Wien) abgezogen. An ihre 
Stelle traten andere Nazimänner. Da ereignete sich folgendes: 
Im Wachzimmer begannen sieh die Augen der anwesenden SS- 
Männer mit Tränen zu füllen und eilten sie in den Ii 1 uni 
suchten nach der Ursache der rätselhaften Erscheinung.

Platz haben, und am letzten Sonntag ist man mit „Kind un 
Kack“ nach dem Friedhof gegangen. Das wäre alles nicht 
schlimm, wenn nicht durch den Befehl: „Aufstellung mit Frc 
Karl I.icbknrcht-Haus!“ . die gesamte Berliner revolutionär 
Arbeiterschaft provoziert werden sollte! Zum Schutze (nicb 
der Arbeiter, sondern der Nazis) räumte Melcher die g: 
Pferdeställe. Kasernen. Wachstuben. Karabinerständer. Aut- 
parks. Panzer- und Wasserwagenställe aus.
Ob man der Berliner Arbeiterschaft zeigen wollte, wie star< 
man ist? Trotzdem die Berliner Arbeiterschaft auf dem Dar 
war und durch Massendemonstrationen bewies, daß sie siel 
nicht provozieren läßt, muß sie doch aus diesen Dingen lerne*! 
In Zukunft muß bei derartigen Anlässen das Berliner Proleta 
riat die Betriebe stillegen, d. h. streiken! Aber alles!
W asser. Elektrizität und nicht erst am Sonntag, sondern gleic 
sofort, wenn diese Dinge bekannt werden. Gegen derartig 
Provokationen kann man nicht friedlich demonstrieren, 
dem da muß die Kraft des Proletariats voll eingesetzt werde 
Fine klägliche Rolle spielen auch die verhandelnden „komi 
nistischen Führer", d'e bis zuletzt bei Herrn Schleicher w ir 
um ..die Gefahr“ (wir fragen welche?) vom Bülowplatz ab/.j-J 
wehren.
Hoffentlich ziehen die Berliner Proleten die Lehren au r. 
Vorgängen des Sonntags und lassen sich in Zukunft nicht n 
von ihren „Führern“ dirigieren, sondern handeln selbst und m | 
allen ihnen zu Gebote stehenden proletarischen Mitteln!
NB. Und trotzdem über die oben erwähnten Dinge einmal d«| 
- zialdemokratischen Minister von Preußen verfügten, sind 
vor einem Reichswehrleutnant mit ein paar Mann ausgeriss
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Aus der Broschüre „Massenaktion*

Der Massenkampf in der Gegenw art
Die jüngsten Ereignisse in verschiedenen Ländern haben die geschieht 

liehen Massenstreik-Lehren im Feuer der Praxis erhärtet. Aus dem täg­
lichen Kleinkrieg zwischen Kapital und Arbeit ragen 19^2 hoch hinaus der 
Massenkumpf der belgischen Bergarbeiter, die Streikaktionen der Weiter 
von Laucashire, die polnischen Bergarbeiterkämpfe in Dombrowa. der 
Kampf der tschechischen Kohlengräber und schließlich der große Streik 
der Berliner Verkehrsarbeiter. Alle diese* Kämpfe waren ein scharfer 
Spiegel für die reaktionäre Rolle der Gewerkschaften und fiir den ein­
getretenen 1 ms c h 1 a g des Klassenkampfes auf das p o l i t i s c h e  Feld.

Fin Musterbeispiel dafür war besonders der Herliner Verkehrsstreik. 
Dieser Kampf einer Arbeiterschicht mit sozialen Vergünstigungen (Pen­
sionsanspruch ete.) zeigt, daß der fortgesetzte Lohnraub bereits jene 
äußerste Grenze «1er Unerträglichkeit erreicht hat, wo trotz aller gewerk­
schaftlich sanktionierten Schlichtungsdiktatur der Massenwille spontan zum 
Ausbruch drängt und selbst die Nazi-Arbeiter Solidarität üben müssen. 
Die BYG-Proleten wollten selbstverständlich nach altbekannter Gewerk­
schaftspraxis nur die Verschlechterung ihrer Arbeitsbedingungen abwehren. 
es ging fiir sie lediglich 11m das berühmte „Stück Brot". Aber ihre Rebel­
lion gegen den verbindlich erklärten Schiedsspruch rief sofort die kapita­
listische Staatsgewalt auf den Plan. Die Schupo wurde zur W eiterführung 
des Verkehrs eingesetzt, der Schlichtungsapparat wurde für die Aktien­
besitzer angekurbelt und als Dritter in diesem Bunde zur Verteidigung 
der kapitalistischen Interessen organisierte die „zuständige" Gewerkschafts­
bürokratie die Niederknüppelung der BVG-Arbeiter durch polizeilich ge­
sicherten Streikbruch.

So wurde der reinwirtschaftliche Berliner Verkehrsstreik sofort zu 
einem p o l i t i s c h e n  Kampf. — nicht durch den Willen der streikenden 
Arbeiter, sondern durch das E i n g r e i f e n  de s  S t a a t e s ,  der als 
Instrument der Kapitals-Konzerne heute auch ein Machtorgan zur Rege­
lung der Lolin- und Arbeitsbedingungen ist. Die BYG-Proleten haben 
gewiß gegenüber dem infamen Gewerkschaftsverrat standgehalten, doch 
dies konnten sie nur auf Grund der aktiven Unterstützung durch die 
Arbeitslosen. Aber letztenendes siegte doch der kapitalistisch-staatlich­
gewerkschaftliche Dreibund, denn die Streikenden zogen aus dem poli­
tischen Charakter ihres Kampfes nicht die notwendigen revolutionären 
Schlußfolgerungen.

Das ist eben die große Lehre des Berliner Verkehrsstreiks (wie auch 
des belgischen Rergarbeiterkampfes vom Sommer l‘VS2): Im heutigen Zeit­
alter den Monopolkapitalixmus ist jeder schlichtungspolizeilidi nicht ge­
nehmigte I.ohnstreik ein Kumpf fiepen die Diktatur des Großkapitals und 
damit ein Kampf gegen die kapitalistische Staatsmacht —  also seiner 
Satur nach bereits ein politischer Streik!  Politische Kämpfe können aber 
vom Proletariat nur als M a s s e n a k t i o n e n  geführt werden und das 
bedeutet: Ausschaltung aller gewerkschaftlich-parlamentarischen Instanzen 
durch Schaffung einer politisch selbständigen und in der Masse direkt 
verankerten Kampffiihrung. Ausweitung des Streiks durch Einbeziehung 
möglichst breiter Arbeiterschichten, Anwendung revolutionärer Kampf­
mittel (vor allem Stillegung lebenswichtiger Betriebe), um so von der 
Abwehr zum A n g r i f f  übergehen zu können. W enn die Proletarier sich 
für kommende Kämpfe eine solche Massenbasis und revolutionäre Rüstung 
schaffen, dann ist die Niederlage der Berliner Verkehrsarbeiter trotz alle­
dem nicht vergebens gewesen. —

Der Berliner Verkehrsstreik hat darüber hinaus auch noch eine be­
sondere Bedeutung insofern, als er die Politik der KPD  und RGO  ins helle 
Licht gerückt hat. Die KPD hatte hier Gelegenheit, mit ihrer Parole 
„außerparlamentarische Massenmobilisierung“  die Feuerprobe zu machen 
und ihre Millionen-Anhängerschaft zur Tatsolidarität aufzurufen unge­
achtet der bevorstehenden Reichstagswahl. Statt dessen aber war der 
BVG-Streik fiir die KPD im Grunde nur eine willkommene Wahlparole, 
um eine Bombenreklame für die Liste 3 zu machen. In den Streikaus- 
sdiüssen selbst waren die RGO-Mitglieder vor lauter Wahlfieber einfach 
unfähig, die notwendigen Schritte zu tun zur Verbreiterung der Front und 
zur Aufstellung einer revolutionären Kampfplattform. Und als der Wahl­
tag vorbei war, da wußte die KPD mit ihren sechs Millionen Anhängern 
nichts besseres anzufangen, als für dic gemafiregelten BYG-Proleten An­
träge im Stadtparlament zu stellen und Sammelbüchsen auszugeben.

Demgegenüber ist es heut dic revolutionäre Aufgabe, zu versuchen, die 
Teilstreiks auf die höhere Stufe der Klassengrundlage zu erheben, indem 
den beruflichen Forderungen dic Klassenforderungen der Arbeiterschaft 
vorangestcllt werden. Nur die praktische Durchführung dieser Erkenntnis 
kann im Proletariat die notwendige breite Basis für die Entwicklung von 
Massenaktionen schaffen.

Der BVG-Streik hat somit kraß bewiesen, daß auch die Taktik der 
KPD und RGO, die kämpfende Arbeiter lediglich vor den bolschewistischen 
Parteikarren spannen will, ein h e m m e n d e s  E l e m e n t  in der Ent­
wicklung des proletarisdien Masse’ikampfes ist.

Erste Umschau im 111. Reich

Der Bankrott des National­
sozialismus

Einheitsfront
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Es soll wieder gewählt werden!
März —  Und was dann? Hitlers Kurs

)er Reichstag wurde nach dem Regierungsantritt der 
litler—Papen— Hilgenberg nach Hause geschickt,—  weil 
:ine ..arbeitsfähige“  Mehrheit angeblich nicht vorhanden 
■i. Uebcr diese Begründung der Auflösungsordre ist das 
atholische Zentrum mit allem Ernst em pört,. . . denn cs 

;ei gar nicht gefragt worden, ob es eine Regierung 
litlcr—Papen— Hugenberg tolerieren wolle. Allem An- 
ichein nach wollte das Zentrum als treuer Sattelknecht 
lur deutschen Bourgeoisie auch Hitler gegenüber das 
.Zünglein an der W aage“  spielen. Uni diese Rolle ist es 
nun gebracht worden, und macht es in der großen Ein­
heitsfront der Republikverteidiger mit in „Opposition“ .
(Alles Streiten darüber, ob die Auflösung des Reichstages 
usw. zu recht geschehen sei, oder ob da auf Seiten der 

itici—Paper» ci-.i Vcrfassongsvergeheii vorliegt, ändert 
(nichts an der Tatsache, daß w ieder gewählt werden soll, 
/on entscheidender Bedeutung ist jedoch bei dieser Wahl 
lie Haltung des Reichskanzlers Hitler und seiner Mi- 
isterkollegen, die ganz offen erklären, daß diese Wahl 

|vorläufig die letzte sei. Daß man auf Grund der Ver­
lautbarungen der regierungstreuen Presse dic Behaup­
tung aufstellen darf, daß die Herrschenden dieser Tage 
am 6. März nicht freiw illig von der Bildfläche verschwin- 
Iden werden, falls die Regierungsparteien nicht die ver­
fassungsmäßige Mehrheit erhalten, soll damit unsererseits 
nicht gesagt sein. Fest steht jedoch, daß der gegenwär­
tige Reichskanzler „den W eg  gehen will, der nötig ist“ , 
jdenn er sagte in seiner Rede vom 10. 2. 33 u. a.:

..Um Gott und dem eigenen Gewissen Genüge zu tun. 
haben w ir uns noch einmal an das deutsche Volk ge­
wandt. E s  soll selbst nun entscheiden. Wenn dieses 
deutsche Volk uns in dieser Stunde verläßt, so möge 
uns der Himmel verzeihen: w ir werden den Weg 
gehen, der nötig ist. daß Deutschland nicht ver­
kommt!“

Und der Universalminister Hugenberg sagte in seiner 
xroßen W ahlrede:

..Es hängt alles davon ab. daß die rettenden Kräfte 
die Macht behalten —  w ie sie es auf alle Gefahr hin 
wollen.“

Diese Aeußerungen aus erster Hand lassen ganz eindeu­
tig erkennen, daß die augenblickliche Reichsregierung ab­
solut nicht die Absicht hat. zu verschwinden, falls die 
Stirninzettelaktion nicht dic gew ünschte parlamentarische 
Mehrheit bringt.
Und das stellt die deutsche Arbeiterschaft vor die ent- 
-cheidende Frage:

W as geschieht nach dein 5. März, wenn die Hitler 
Pnpen—Hugenberg trotz Wahlniederlage ihrc .Macht 
nicht abtreten?

Es darf bei Beantwortung dieser Frage nicht verkannt 
"'erden, daß die Regierung Hitler—Papen keine Papen- 
regierung ist. Die Papenregierung Nr. 1 konnte auf par­
lamentarischem W ege beseitigt werden. — weil sie keine 
Massenbasis hatte. Die Papenregierung Nr. 2 hat diese 
Massenbasis in der Nazibewegung gefunden,^ und es ist 
sehr zweifelhaft, ob diesmal mit parlamentarischen Mit­
teln allein ein Regierungswechsel herbeigeführt werden 
kann. Dabei muß noch hnizugefügt werden, daß selbst 
c‘n nochmaliger Regierungswechsel noch lange kein 
Systemwechsel ist. Das hat der aMzu häufige Regierungs­
wechsel der letzten Monate zur Genüge unter Beweis 
bestellt.
Die Aeußerungen aller nationalen Herren, die dieser I age 
>n Posten und Postchen geklettert sind, deuten an, daß

man vorlijpfig mal 
sitzen bleiben will.

eine W e ile  an den Futterkrippen Vorgeschmack vom Dritten Reich
Und die sich täglich häufenden Ueberfälle auf Arbeiter 
und die Einrichtungen der Arbeiterorganisationen liefern 
die Begleitmusik dazu. W as sich am letzten Sonntag in 
Eisleben abgespielt hat, ist nur ein Markstein in der En t­
wicklung des faschistkhen Terrors gegen die Arbeiter­
schaft. Derartige Ueberfälle auf Arbeiter und Arbeiter­
eigentum werden sich vielleicht in den nächsten Wochen 
bis zum 5. März noch öfter ereignen, denn gewisse Kreise 
spielen ja schon ziemlich offen mit dem Verbot aller kom­
munistischen Organisationen. Und der Blutsonntag von 
Eisleben kann vielleicht im größeren Maßstabc seine 
Wiederholung finden, wenn die Arbeiterschaft es am 
5. März bei der Stimmzettelaktion beläßt!

Es muß offen ausgesprochen werden, daß der Kampf um 
den Sozialismus keine parlamentarische Angelegenheit ist. 
Infolgedessen kann der Stimmzettel niemals eine w irk ­
same W affe gegen die faschistische Diktatur sein!

Die Parolen der S P D  und K PD , die allgemein besagen, 
daß am 5. März an Hitler—Papen— Hugenberg die Ant­
wort erteilt werden muß durch W ahl der Liste 2 oder 3, 
bedeuten weiter nichts als ein Ausweichen oder Hinaus­
schieben der wirklichen Entscheidungsschlacht.

Zu dieser Entscheidungsschlacht muß das Proletariat 
seine Kräfte sammeln. Es darf nicht versacken im Sumpf 
der parlamentarichen Stimmzetteldemokratie —  oder es 
wird ein grausiges Erwachen geben in den Fesseln 
faschistischer Barbarei!

„Gegen Papen andererseits besieht eine Einheitsfront 
der öffentlichen Meinung, die nachgerade alle Partei-. 
Klassen- und Standesunterschiede iiberbriiekt hat und 
sich nur noch einer winzixen Clique von niachtluingri- 
gen Katastrophenpolitikern aus dem Herrenklub und 
dein Hiigenbergk reise gegenübersieht.“

(Dr. Goebbels im „Angriff“ vom 2. 1?. 32.)

Drei Wochen ist nun schon Adolf Hitler ein eifriger Mitarbeiter 
im Kreise der „machthungrigen Katastrophenpolitiker“ und wie 
das so üblich ist bei diesen „feinen Leuten“, versucht auch er 
durch gewaltige Reden notwendige Taten zu ersetzen. Aller­
dings kann man auf diesem (iebiete einen kleinen Fortschritt 
sehen, denn während bei Herrn von Schleicher das Regierungs- 
Programm nur aus einem Punkt, nämlich „Arbeit beschaffen“ 
bestand, hat Herr Hitler doch etwas mehr auf dem Kasten. Und 
so verkündete er in einer „gewaltigen Rede“ am 10. Februar 
in Berlin nicht weniger als neun Punkte seines „Regierungs- 
Programms", von dem der erste so vielversprechend lautet: 
„W i r w o l l e n  n i c h t  1 ii g e n und wi r  wo l l e n  ni c ht  
s c h w i n d e l n “. Nun. wir zweifeln nicht an der Aufrichtig­
keit der Bestrebungen des Herrn Hitler, aber wir K l a u b e n  be­
merken zu müssen, daü eigentlich mit großartigen Reden in 
der Vergangenheit sehr wenig gemacht worden ist. Großspurig 
wurde in der ersten Rundfunkrede die Beseitigung der Arbeits­
losigkeit durch einen „Vierjahresplan“ angekündigt. Der An­
fang dazu wurde auch schon gemacht. Der ehemalige „Börsen­
zeitungsredakteur“  Funk hat „Arbeit“ als Reichspressechef 
bekommen. Der Nazi-Justizrat Luetgebrune hat „Arbeit" als 
Ministerialrat im preußischen Justizministerium bekommen. Die 
Herren Hall. Hinkel, I*fundtner, Kolb, Daluegc, sie alle haben 
ebenfalls Arbeit bekommen. . . Aber den acht Milionen Er-

Erste Umschau im Dritten Reich
Das dritte Reich, das „Reich der Herrlichkeit und Gerechtig­
keit" ist angebrochen. Es gibt zwar keine Arbeit, kein Brot, 
keinen nationalen Sozialismus, ab^r etwas verspürt man doch 
von dem „Aufbruch der Nation“ : Es wird ernst gemacht mit 
der Parole „Straße frei.für die SA!4. Die (iroßoffensive gegen 
dic klassenbewußte Arbeiterschaft isi eröffnet. Kein lag ver­
geht ohne Terrorakte der SA. Wir geben folgenden kurzen 
Ueberblick:

In der Nacht vom ersten zum zweiten Februar wurde in Berlin 
-Charlottenburg der Arbeiter Paul Schulz von Nationalsozia­
listen erstochen, eil zweiter Arbeiter schwer verletzt. In uer 
Nacht vom 2. zum 3. Februar kam es an mehreren Orten zu 
SA-Feu-erüberfällen In Duisburg wurde eine am lenster 
stehende Arbeiterfrau erschossen. In Witte an der Ruhr 
wurde ein Demonstrationszug d e r SI D von der SA uberfallen 
und 11 Arbeiter verletzt, darunter 4 schwer verwundet. In 
Altona wurden 7 Arbeiter verletzt einer getötet. Am 5 Fe­
bruar gab es in Kölln einen Feuerüberfall der SA. ein Arbeiter 
wurde schwer verletzt. In der Nacht vom 5 zum r. Februar 
überfiel die SA des kommunistische Verkehrslokal „I app- 
schachtel" in B e r lin - S c h ö n e b e rg  und erschoß die Wirtin Frau 
Röder. In der Nacht vom 6. zum 7 Februar schoß die . A 
Berlin-Charlottenburg auf 3 heimkehrende Arbeiter, 
wurde der Arbeiter Fritz Reuter getötet, 
gleiter schwer verletzt. Am .. l ehruar

in
dabei

einer seiner Be- 
wurde der Schofför

Neckeritzdurch Schüsse von Nationalsozialisten schwer ver­
wundet Dio komumstischen Arbeiter E. Berner und Altrcd 
Kollatsch wurden in Berlin nach eAi" e^ V^ ;bar̂ mr,U" uKrSdb̂ Û ê  
Nationalsozialisten erschossen. Am S.^cbr r .. w ^ r
Arbeiter die aus einer Versammlung in . . . . . . .Arbeiter d. überfallcn. zwei Arbeiter und die Arbeiterin

wurden schwer verletzt. Am 9. Februar ver­kamen.
Alice Radzey

übten Nazis im Osten Berlins, in der Schillingstr.. einen Ucber- 
faii, wobei ein Arbeiter Messerstiche in die Schläfengegend 
erhielt und blutüberströmt zusammenbrach.
Diese Liste erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Ein 
Kommentar erübrigt sich.
Die „Gerechtigkeit" im dritten Reich geht aber auch andere 
Wege. Von Regierung»seite werden dic „marxistischen Unter­
menschen“ mit allen gesetzlichen Mitteln bekämpft. Fs ist nicht 
schwer, sich in den Gesetzen zurecht zu finden: Erlaubt ist, 
was die Regierung in ihrer Macht unterstützt, was im Inter­
esse des „Aufbruchs der Nation“ geschieht; alles andere ist 
— kurz gesagt — verboten. (Siehe die neue P'esse-Verord- 
nung.) Bereits am 2. Februar wurden vom Innenminister Goe- 
ring sämtliche kommunistischen Kundgebungen unter freiem 
Himmel verboten. Das Trauergcleit für die drei von d“jn 
Nazis getöteten Berliner Arbeiter wurde verboten. Der Anti­
kriegskongreß. der Mitte Februar stattfinden gellte, wurde ver­
boten. Sämtliche Arbeiterversammlungen, häufif auch Mit­
gliederversammlungen werden polizeilich überwacht. Die Ar- 
beitcrverkehrslokale werden polizeilich kontrolliert, unter Um­
ständen einfach geschlossen, wie es dieser Tage mit einem 
Lokal in der Gollnowstraße. Berlin, geschah. Die Arbeiter­
sportorganisationen werden polizeilich beobachtet. Dic Ar­
beiterpresse wird rücksichtslos zum Schweigen gebracht. Die 
Rote Fahne war seit dem 1. Februar mehrmals beschlagnahmt 
bzw. verboten und ist ab 11. 2. wieder für 14 Tage verboten. 
Die Ruhrpresse der KPD wurde ab 2. 2. für 4 Wochen ver­
boten. Selbst der „Vorwärts“ war 3 Tage verboten!
Aber vergessen wir es nicht: all dies geschieht auf dem Boden 
der Weimarer Verfassung! Wie heißt doch der Artikel 118? 
„Jeder Deutsche hat ' » Recht, innerhalb der Schranken der 
allgemeinen Gesetze v-i.ie A e. ^ng durch Wort. Schrift. Druck, 
Bild oder in sonstiger Weise i ei zu äußern.“ Haben wir nicht 
noch immer die Freiheit, zu loben, was von oben kommt?
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werbslosen Arbeit /.« schaffen, da* dürfte sicher schwieriger 
sein.

Die ersten wirklichen Regierungsmaßnahmen beweisen denn 
auch, daß selbst Herr Hitler keinen Ausweg aus diesem Krisen­
chaos weiß. Die Erhöhung und Verdoppelung der Zölle für die 
wichtigsten Lebensmittel: Fleisch, Butter, Schmalz etc. — hat 
eine so unerhörte Preisverteuerung für diese wichtigsten Massen* 
Verbrauchsartikel im (iefolge, daß faktisch ungeheure Massen 
der arbeitenden Schichten von ihrem Verbrauch ausgeschlossen 
werden, und auf der anderen Seite den Osthilfekrautjunkern 
neue Millionen in den unersättlichen Rachen gestopft werden. 
Aber diese Liebesgaben fiir die Großagrarier sind noch nicht 
einmal das entscheidende, wesentlich ist, daß dadurch eine un­
geheure Drosselung der Einfuhr dieser Verbrauchsartikel fast 
bis zum völligen Erliegen erfolgen wird. Das bedeutet, daß die 
skandinavischen Länder Dänemark, Schweden, Norwegen, und 
andererseits Holland ihren Export nach Deutschland unge>- 
heuer eins'hranken müssen und naturnotwendigerweise jedes 
Interesse dann an einem Import aus Deutschland verlieren. Die 
unmittelbare Folge der Zollerhöhungen ist also, daß die deut­
sche Exportindustrie ihre Absatzmärkte wesentlich in all den 
Ländern verlieren wird, die durch diese Zollerliöhungen am 
Export nach Deutschland verhindert werden. Das bedeutet fiir 
die deutsche Exportindustrie Produktionseinschränkungen, Be­
triebsstillegungen. fiir die Arbeiterschaft Lohnabbau, Massen- 
cntlassungen — Erwerbslosigkeit. Und darin drückt sich der 
wirkliche Kern des Hitlerschen Regierungsprogramms aus: 
Arbeit kann er den Millionen Erwerbslosen nicht schaffen, weil 
einmal der kapitalistische Produktionsapparat zu tief erschüttert 
ist und zweitens alle Hilfsmaßnahmen für die notleidenden 
Krautjunker den industriellen Produktionsprozeß weiter zer­
stören. Was er tun kann, ist zu versuchen, einen Ausgleich 
zwischen den sich widerstrebenden Absichten der Großagrarier 
und der Großindustriellen zu schaffen, wobei das wildgewor­
dene Kleinbürgertum die Rolle eines Nachtwächters der kapi­
talistischen Ordnung spielt.

Und das ist das wesentliche, die Krise in Deutschland hat jenen 
Punkt erreicht, wo die Bourgeoisie ganz eindeutig und unver­
hüllt ihre Maßnahmen zur Rettung ihrer Wirtschaftsordnung 
treffen und dabei alle sozialen Phrasen fallen lassen muß. Aber 
gerade die entscheidende Tendenz aller ihrer Maßnahmen ist, 
daß sie zwangsläufig die Krise verschärfen müssen. Dio Bour­
geoisie kann sich nicht nifhr mit den alten Mitteln weiter er­
halten. sie muß zu den Formen der terroristischen Unterdrük- 
kung der breiten Massen greifen, um sich zu erhalten, und die 
Bourgeoisie versucht dabei eine möglichst breite Massenbasis 
zu erhalten, indem sic die Vertreter des Kleinbürgertums an der 
Regierung beteiligt. Da aber gerade diese kleinbürgerlichen 
Schichten, die heute das Fundament der Nationalsozialisten 
bilden, eine rückschrittliche Tendenz haben, — die heutige 
hochkapitalistische Gesellschaftsordnung zu früh- und vorkapi­
talistischen Zuständen zuriiekführen wollen, — einer Tendenz 
also, die auf entschiedenem Widerstand bei den monopolkapi­
talistischen Kreisen stoßen wird, müssen diese Massen e n t ­
t ä u s c h t  werden. Man versucht diese Entwicklung abzu­
bremsen, indem man eine lange Perpektive — Vierjahrespläne 
— schafft, aber man wiid diese Entwicklung nicht aufhalten 
können. Es ist ein geradezu typisches Zeichen fiir die Rat­
losigkeit der Bourgeoisie, daß immer mehr großartige Phrasen 
mid Versprechungen an die Stelle wirklicher Wirtschaftspro­
gramme treten: denn die Bourgeoisie weiß selbst viel zu gut, 
daß alle heut aufgestcllten Programme zur Rettung der Wirt­
schaft schon morgen überholt sind. Es bleibt ihr immer nur 
der eine Weg offen, daß sie eben dem Proletariat a l l e  Lasten 
der Krise aufbiirdet und so sind die neuen Zollmaßnahmen 
weiter nichts als der Versuch, auf Kosten der breiten Massen 
sich die Taschen zu füllen.

Natürlich wird sie versuchen, die Arbeitslosigkeit in irgend­
einer Form zu verringern. Sie wird weiter wie bisher hundert- 
tausende Erwerbsloser von jeglichem Unterstützungsbezug aus- 
schlieben und so die Arbeitslosigkeit „vermindern“. Sie wird 
Huuderttausende im Arbeitsdienst, in der Miliz, und noch in

anderen Einrichtungen unterbringen. Aber sie wiiü dadurch 
die Arbeitslosigkeit selbst n i c h t  beseitigen können. Der 
Arbeitsdienst kann bestimmt eine halbe Million Erwerbsloser 
noch aufnehmen, aber die Arbeiten, die er ausführen wird, 
werden zu einem hohen Prozentsatz für die Bourgeoisie un­
produktiver Natur sein, das heißt, durch ihm wird nicht neuer 
Mehrwert geschaffen, und selbst die allgemeinen Kosten der 
Durchführung des Arbeitsdienstes w'erden bei dem möglichen 
Rahmen so hoch sein, daß er für die Bourgeoisie auf jeden Fall 
ein höchst unrentables Geschäft sein wird . Der Kernpunkt der 
gesamten Arbeitsbeschaffung wird vielmehr au? den Gebiet 
der Schaffung neuer Arbeitsmöglichkeiten überhaupt liegen, 
wobei die Kernfrage der Einanzierung des Arbeitsprojektes 
liegen wird. Man denkt sich die Einanzierung durch Schaffung 
zusätzlicher Zahlungsmittel, durch eventuelle Schaffung einer 
Binnenwährung etc. Aber gerade, die Schaffung zusätzlicher 
Zahlungsmittel heißt, Vermehrung des Geldumlaufes — In­
flation. Und Inflation bedeutet für die proletarischen Massen 
noch größeres Elend, noch größere Not. Alle diese Pläne zur 
Rettung der Wirtschaft haben nur eine einzig wirklich ernste 
Tendenz, die Herabdrückung des Proletariats in die kapita­
listische Barbarei.

Dieser Kurs wird sich aber nicht so reibungslos durchsetzen 
und abwickeln lassen, er wird auf W i d e r s t a n d  bei den 
Massen selbst stoßen, und so trifft die Bourgeoisie heute mit 
aller Entschiedenheit die Maßnahmen zur Brechung dieses 
Widerstandes. Und hier in diesem Punkt liegt der eigentliche 
Kern des Hitlerschen Regierungsprogramms. Da die Bourge­
oisie nicht mehr mit den alten Mitteln herrschen kann, muß 
sie zur terroristischen Form der Unterdrückung des Proleta­
riats greifen. Ihr erster Schlag richtet sich g e g e n  die r e v  o- 
l u t i o n ä r e  Arbeiterbewegung. Die Papensche Pressenot­
verordnung wird in verschärfter Eorm hervorgeholt. Die Ver­
sammlungsfreiheit wird ganz v e r f a s s u n g s m ä ß i g  einge­
schränkt. Alle revolutionären Arbeiterorganisationen werden 
unter verschärfte polizeiliche Ueberwachung gestellt, und was 
dergleichen Dinge mehr sind. Und so ganz nebenbei geht dann

noch rein verfassungmäßig und l e g a l  dtr Mordterror der
braunen Garden. Dutzende von Arbeiter sind in den Tagen
seit Hitlers Regierungsantritt erschlagen und verletzt worden. 
Durch dieses Terrorregime gegen die Arbeiterschaft wird sie 
vollkommen geknebelt. Ganz l e g a l  und V e r f a s s u n g s -  
mä ß i g  wird die Arbeiterbewegung niedergeknüppelt und als 
sicherstes Ventil gegen eventuelle Rebellionen hat man noch 
einmal das Wahlventil gezogen, weil man genau weiß, daß man 
auf diese Art und Weise am besten das Proletariat nktionsun- 
fähig macht.
Man muß sich auch darüber klar werden, daß die Hitlerregie-
rung noch lange nicht das l e t z t e  Wort der Bourgeoisie ist,
daß sie noch andere Reserven in Bereitschaft hat. Gewiß ist 
es müßig, zu spintisieren und nun genau detailliert aufzu-i 
zeigen, was Hitler alles machen, und was cr nicht machen 
wird. Sondern gesehen muß werden, daß jetzt die Bourgeoisie 
eine Etappe ihres Kampfes gegen die Arbeiterschaft eröffne! 
hat, die nur mit dem Kampi des Proletariats um den Kornniu. 
nisimis oder nur mit seinem Untergang als selbständige poli­
tische Klasse enden kann. In dieser Entwicklung gesehen ist 
es noch wichtig, zu erkennen, daß die Bourgeoisie nicht immer 
mit den Formen des Hitlerschen Kabinetts gegen die Arbeiter­
schaft zu regieren braucht, sondern daß sehr wohl auch ein 
zweiter Noskekurs abermals möglich ist. Wenn heut die) 
Nationalsozialisten in brüderlicher Vereinigung mit der schwär-1 
z . sten  Reaktion dazu übergehen, aus den Z e h n ta u s e n d e n  Stellen 
die a lte in g e s e s s e n e n  Sozialdemokraten etc. zu drängen und da­
für in Verfolg ih re s  ..Arbeitsbeschaffungsprogrammes“ National­
so z ia lis te n  zu se tz en , so muß erkannt werden, daß eben eine! 
a llg e m e in e  Arbeitsbeschaffung im Kapitalismus für immer un­
möglich ist. daß darum Hitler seine Millionen Anhänger ent­
täuschen muß. und daß dann diese Millionen einmal auch 
g o g e n  Hitler marschieren werden. Auf diese Entwicklung | 
muß sich das revolutionäre Proletariat einstelkn und schon 
heute alle jene Maßnahmen treffen und vorbcrcitcn, die Vor­
aussetzung für das S e l b s t  h a n d e l n  der Massen zu ihrer 
Befreiung vom .loch des Kapitalismus sein werden. /  

_______________________ -__________

Einheitsfront
Das ist heut der Ruf von Millionen Prolctari\üs\ die For­
derung jeder Arbeiterversammlung.
Bis in die Reihen der christlichen Gewerkschaften hinein 
erkennen die Arbeiter, daß sie gegen die reaktionäre Front 
Hitler-Papen-Ilugenberg in einheitlichem Kampf zusammen­
stehen müssen. Die faschistische Konzentration der Großkapi­
talisten und .1unker zwingt den Massen diese Erkenntnis auf. 
Doch der Wille allein genügt nicht. Sonst wäre d'e ein­
heitliche Kampffront sicher schon längst da. Was in erster 
Linie fehlt, ist eine gemeinsame Auffassung über die Grund­
fragen des heutigen Arbeiterkampfes, das heißt über seine 
Ziele und Methoden. Das zeigt sich sofort in der Stellung der 
großen Arbeiterorganisationen zur Einheitsfront-Frage.
SPD und ADGB erklären:
...letzt k e i n e n  S t r e i t  Arbeiter gegen Arbeiter. Das G e - 
w e s e  ne ist g e w e s e n . . .  Jetzt alles fest zusammenge­
schlossen zu einem stahlharten Block.“ („Vorwärts“ v. 31. I. 
und 2. 2.) Und der „Vorwärts“ v. S. 2. iiigt auf Grund der 
Lustgarten-Demonstration hinzu: „Handeln ist besser als dis­
kutieren.“
Gewiß, jeder Schritt praktischen Kampfes ist vielfach mehr 
wert als die breiteste Einheitsfront-Diskussion. Aber das heute 
notwendige gemeinsame Handeln der Arbeiter ist doch erst 
möglich, wenn Uie Massen auf einem gemeinsamen Weg mar­
schieren. Um diese elementare Voraussetzung der Einheits­
front zu schaffen, muß eben durch gründliche Diskussion eine 
Klärung der Arbeiter über die politischen Kernfragen ihres ge­
meinsamen Kampfes herbeigeführt werden. Es muß deshalb 
auch über ..das Gewesene“ diskutiert werden, so unbequem dies 
auch iiir die sozialdemokratischen Führer sein mag. Denn ge­
rade aus den Erfahrungen der Vergangenheit kann das Prole­
tariat praktische Lehren für kommende Kämpfe schöpfen.
Um was geht es nun heute fiir die Arbeiterschaft? Der „Vor­
wärts“  v. 2. Februar antwortet darauf: „Es geht vor allem 
um die politischen Grundrechte des deutschen Volkes". Kon­
kret heißt es dazu im Aufruf des sozialdemokratischen Partei­
vorstandes v. 30. 1.: „Wir führen unseren Kampi auf dem

Hoden der Verfassung. . . Jeder Versuch der Regierung 
ihn* Macht gegen die Verfassung anzuwenden oder zu be­
haupten. wird auf den äußersten Widerstand . . . stoßen. Zu 
d i e s e m entscheidenden Kampf sind alle Kräfte bereitzu­
halten."
Hier sind wir schon bei der wichtigsten Grundfrage des mo­
dernen Arbeiterkampfes: Soll das Proletariat nach der sozial­
demokratisch-gewerkschaftlichen Parole auf dem Boden der 
Reichsverfassung nur einen Kampf um die Erhaltung dieser 
Verfassung führen?
Was ist überhaupt die bestehende Verfassung? Es ist die 
Verfassung einer k a p i t a l i s t i s c h e n  Republik. Es ist eine 
Verfassung, in der außer den „demokratischen Grundrechten“ 
auch verankert ist der Besitzanspruch der Kapitalisten auf die 
Produktionsmittel und demzufolge ihr Recht auf Ausbeutung 
der besitzlosen Massen. Die sogenannten „Grundrechte des 
Volkes“ iiiitzen deshalb verflucht wenig, denn der wirtschaft­
liche und staatspolitische Machtapparat der Bourgeoisie übt 
heute die Beherrschung des Proletariats einfach diktatorisch 
aus durch Notverordnungen mittels Artikel -48, Auch die Re­
gierung Hitler hat wie die Kabinette Schleicher, Papen und 
Brüning genügend Möglichkeiten, den Hunger- und Gewaltkurs 
gegen die Arbeiterklasse verfassungsmäßig fortzusetzen. Gegen 
dieses verschärfte kapitalistische Ausbeutungs- und Unter- 
driiekungssystern gilt es heute schon deii Kampf aufzunehmen, 
ohne erst auf einen Verfassungsbruch zu warten.
Es wäre geradezu S e l b s t m o r d ,  wenn das Proletariat 
seinen Klassenkampf verknüpft mit der SPD-Parole „Haltet 
euch bereit zur Verteidigung der Verfassung". Denn das würde 
praktisch bedeuten — die Verteidigung der bürgerlichen Eigen- 
tumsordnung und damit die Aufrechterhaltung der darauf be­
ruhenden kapitalistischen Herrschaft! Eine solche Politik muß 
zwangsläufig zu demselben Bankrott führen, wie beispielsweise 
die sozialdemokratische Losung „Schlagt Hitler, indem ihr 
Hindenburg wählt“. Die Arbeiterschaft muß im Gegenteil er­
kennen. daß sie die Bourgeoisie und deren legalisierten Fa­
schismus nur schlagen kann, wenn sie den Rahmen der kapita-

„Ingenieursozialismus“
Technokrate -
die neue Heilslehre aus Amerika
Nachdem die bürgerlichen Nationalökonomen und sozialdemo­
kratischen Aerzte des Kapitalismus mit ihren Konjunktur­
theorien und Rettungsplänen vom Sturm der Weltkrise in den 
Schutthaufen der Geschichte geworfen sind, tritt jetzt eine neue 
Gruppe von Weltverbesserern an die Öffentlichkeit. Es sind 
die T e c h n o k r a t e n  — denn wir leben ja heut im tecb- 
nischen Zeitalter — und ihr Sitz ist Nordamerika, das Laml 
mit der höchstentwickelten Technik.
Diese unter Führung des prominenten Ingenieurs Howard Scott 
sehende Gruppe ist seit zehn Jahren bei einer Ueberprüfung der 
3000 wichtigsten Gewerbe Amerikas. Der erste öffentliche Be­
richt ist vor einiger Zeit erschienen und «hat in USA wie auch 
in England großes Aufsehen erregt.
Die Untersuchungsergebnisse über die technische Entwicklung 
sind in der I'at so e x a k t ,  daß einige Beispiele erwähnt 
werden müssen:
So erzeugten im ulten Rom die 7 200 Schuhmacher in fünfein­
halb Tagen 7 200 Paar Schuhe. Heute erzeugt dieselbe Anzahl 
von Arbeitskräften in einer modernen Fabrik in der gleichen 
Zeit aber 595 000 Paar. — Vor hundert Jahren erzeugte eul 
Mann im Jahr 25 Tonnen Roheisen, im heutigen modernen Hoch­
ofenbetrieb aber 4000 Tonnen. — ln der Gliihlampenfabrikation 
erzeugt ein Mann heute in einer Stunde dieselbe Menge, wofür 
er 1914 noch 9000 Stunden gebrauchte. — 100 Mann, die fort­
laufend in einer modernen Ziegelfabrik arbeiten, können heute 
allo Ziegelsteine herstellen, die in den Vereinigten Staaten ver­
braucht werden. Und so weiter.
Die Technokraten stellen weiter fest, daß Nordamerika, wenn 
es heute wieder auf die Rekordhöhe seines Verbrauches von 
1929 käme, nur etwa die Hälfte seiner vierzehn Millionen Ar­
beitslosen in die Wirtschaft einreihen könnte, so sehr hat die 
Technik in drei Jahren die Produktionsverhältnisse verändert. [ 
Der Bericht kommt schließlich zu dem Schluß, daß Amerika mit 
dein weiteren technischen Fortschritt in zwei Jahren dem 
Bankrott und dein allgemeinen Zusammenbruch entuegengehe. ‘

wenn nicht endlich „der Mensch die gigantische Maschine 
meistert“ !
Der G r u n d g e d a n k e  der Technokratie ist. daß der unge­
heure technische Fortschritt, der alle industriellen Prozesse in 
den letzten hundert und besonders in den letzten fünfund­
zwanzig Jahren umgewälet nat. den gesamten bestehenden wirt­
schaftlichen und sozialen Mechanismus veraltet und unbrauch­
bar gemach hat. Bei richtiger Anwendung der technischen 
Kräfte könne die Bevölkerung Nordamerikas alle ihre Lebens­
bedürfnisse befriedigen, wenn jeder erwachsene Mensch nur 
täglich vier Stunden und wöchentlich vier Tage arbeite.
Die gesellschaftlichen Voraussagen, welche die Technokraten 
auf Grund der technischen Entwicklung treffen, sind nur zu 
unterstreichen. Sie liegen ia auf jener gesellschaftswissen­
schaftlichen Linie, die lange vor ihnen schon die sozialistische 
Arbeiterbewegung aufgezeigt iliat.
Welche konkrete Lösung schlagen nun die T e c h n o k r a t e n  
vor? Sic erklären: Die Welt müsse ihre alten Wertmaßstäbe 
über Bord werten und ein völlig neues Grundgprinzip an- 
nelimen. nämlich, daß Energie (Kraft) der Maßstab mensch­
licher Arbeit und des Reichtums sei. Das alte P r e i s -  
s y s t e m habe zu v e r s c h w i n d e n ,  die Geldeinheit müsse 
durch E n e r g i e - E i n h e i t e n  („ergs") ersetzt werden, und 
alle Waren seien noch der in ihnen enthaltenen Energie (also 
nach „ergs") zu berechnen. Diese Abschaffung des bisherigen 
Preissystems verlange auch eine Neuordnung: den Bankiers und 
Industriellen sei die Führung der Wirtschaft abzuuelimen und 
dem Meister der Technik, dem Ingenieur au übertragen. Nur 
eine solche wirkliche „ H e r r s c h a f t  de r  T e c h n i k "  sei 
das Mittel. Produktion und Verbrauch wieder miteinander in 
Einklang zu bringen und damit die Ursachen der heutigen Krise 
zu beseitigen.
Dies ist im ’vesentlichen der Plan der Technokraten. Er ist 
gewiß originell und hat manche Verwandtschaft mit sozia­
listischen Ideen. Das hat sogar den bekannten Schriftsteller 
Upton Sinclair begeistert, im Londoner ..New Leader" e:nen 
kritiklos-optimistischen Artikel über die Technokratie zu ver­
öffentlichen.
Die revolutionäre Arbeiterbewegung jedoch muß nicht von der 
dichterischen Warte, sondern von der marxistischen Plattform 
aus Stellung nehmen. Und da zeigt sich sofort, daß der ver­
lockende Vorschlag der Technokraten weiter nichts ist. als eir.e

schöne soziale Utopie. Die von den Technokraten geforderte 
Abschaffung des alten Preissystems ist gewiü eine revolutio­
näre Idee. — aber sie muß s c h e i t e r n  auf dem vorgeschla­
genen Wege, den mathematisch errechneten Plan einer ver­
nünftigeren Wirtschaftsweise in n er ha 1 b der bestehenden 
Gesellschaftsordnung zu verwirklichen. Denn die Abschaffung 
des kapitalistischen Preis- und Wertsystems hat zur Voraus­
setzung die Zerstörung der kapitalstischen Besitz- und Maclit- 
verhältnisse. um den Weg frei zu maohen für einen gesellschaft­
lichen Neuaufbau. Der technische Fortschritt hat gewiß Je  
Produktionsverhältnisse» gewaltig verändert, er ist auch eine 
mächtige TrieHkraft der krisenhaften Entwicklung des Kapi­
talismus, — aber ein Hebel der g e s e l l s c h a f t l i c h e n  Um­
wälzung ist er nicht. Die Technik hat nur die ö k o n o ­
mi s c h e n  Bedingungen für eine neue Gesellschaft geschaffen.

doch die s o z i a l e  N e u o r d n u n g  selbst kann nur das 
Werk der h a n d e l n d e n  A r b e i t e r m a s s e n  sein!
Der soziale Kampf geht deshalb heute nicht um eine ..HerrJ 
schaft der Technik“, sondern um die Aufhebung des Privat­
eigentums an den Produktionsmitteln, d. >h. um die Enteignung 
der Kapitalistenklasse. Nicht eine „Regierung der ‘ngenieure“ 
kann sozusagen vom Wolkenkratzer der Technik aus die 
Menschheit aus dem Elend steuern, sondern nur der revo­
lutionäre Machtkampf des Proletariats gegen die Bourgeoisie 
kann dem Marsch in die Barbarei ein gebieterisches Halt ent­
gegensetzen. K o m m u n i s m u s  ist das geschichtlich reali­
sierbare Ziel der Arbeiter aller Länder, und nioht der utopisti­
sche Reformplan „Technokratie“ . Es ist sinnlos, mit schönen 
Heilsbotschaften an die Vernunft und Menschlichkeit einer herr­
schenden Klasse zu appellieren, deren Profitwirtscha/t ja gerade 
auf der ökonomischen Unvernunft und Mensohenausbeutung 
beruht.
Die idealistische technokratische Forderung „Abschaffung des 
Preissystems" kann nur erfüllt werden, wenn sie aufgeht in 
der geschichtlichen Wirklichkeits-Parole S t u r z  de s  P r o f i t ­
s y s t e m s .  Und die Bewegung des ..Ingenieurs-Sozialismus’’ 
hat darum nur eine politische Aufgabe: ihren kleinbürgerlich- 
radikalen Weltverbesserungsplan zu verbrennen und sich in die 
proletarische Klassenkampffront einzureihen. Oder die Techno­
kraten, diese Spezialisten der industriellen Revolution, werdet 
im anderen Falle als Utopisten von der S o z i a l r e v o l u t i o n ä r e n  
Lokomotive des technischen Zeitalters selbst zermalmt. . .

i sttschcn Verfassung durchbricht. Die Einheitsfront auf dem 
V o rfassu n gsb o d en  der Sozialdemokratie führt jedoch unweiger­
lich zur Niederlage, weil sie an die Stelle des proletarischen 
K la ssen k a m p fe s  um den Sturz des Kapitalismus den Kampi um 
j  e bürgerliche Hungerdemokratie setzt.
Das Angebot der KPD
an die Arbeiter der Sozialdemokratie, der freien und christ­
lichen Gewerkschaften schlägt nun vor. „sofort in allen Be­
trieben, Stempelstellen und Wohnbezirken gemeinsame Organe 

! zu bilden."
Peser Vorschlag, daß die proletarischen Massen direkt die 
Verbindung miteinander herstellen, ist gewiß ein besserer Weg 
tur Kampfeinheit, als die sozialdemokratische Parole „hinein 
in die Eiserne Front“. Die proletarische Einheitsfront, die ja 
nicht durch ein Kartell von Organisationen ersetzt werden 
kann ist praktisch nur zu verwirklichen, wenn Betriebsarbeiter 
and Erwerbslose solidarisch zusammenstehen. Nur auf die­
sem Wege kann die Arbeiterschaft zum gemeinsamen Kampf,

I das heißt zum Klassenhandeln kommen.
Auf Grund der bisherigen Praxis der KPD besteht aber die Ge­
fahr daß die selbstgewählten Kampfausschüsse der Proletarier I j» Organe der bolschewistischen Parteipolitik verwandelt wer- 
1 ii sollen. Hier gilt es von vornherein wachsam zu sein. Die I selbständigen Kampforgane dürfen weder ein Instrument der 

(iewerkschaften. noch das Werkzeug irgendeiner Partei wer- I den Die proletarischen Massen müssen jede Instanzenpolitik 
schalten, damit ihre Einheitsfront auch eine K l a s s e n -  

■ ba s i s  und damit die erforderliche revolutionäre SchlagkrattI erhält.
Darüber hinaus muß der Kampf der Arbeiterschalt auch eine 
revolutionäre Z i e l s e t z u n g  haben. Daß die sozialdemokra­
tisch-gewerkschaftlichen Führer trotz des Bankrotts ihrer 
Staatspolitik auch heute den proletarischen Klassenkampf tur 
die Zwecke der bürgerlichen Demokratie umbiegen wollen, er- 
gibt sich zwangsläufig aus ihrer reformistischen Iheorie und I Praxis. Aber auch die KPI»-Zentrale stellt Losungen auf. die 

I im' den proletarischen Klassenzielen nicht iibercinstimmen. 
Dazu gehört vor allem ihre Parole „Arbeiter- und Bauern-Re- 

k'rung“ Gegenüber der Diktatur des Monopolkapitals mit 
ihrem faschistischen Terror kann es jedoch nur eine Losung 

:hen- Kampf um die Diktatur des Proletariats! Gerade heut 
liiben die Arbeiter der KPD die historische Pflicht, das revo­
lutionäre Ziel des Proletariats nicht durch die kleinbürgerliche 

j Parole ihrer Führung verfälschen zu lassen.
I Die Aufgabe der Massen

besteht gegenwärtig darin, alle Kräfte zur Herste, ung der n- I volutionären Einheitsfront anzusetzen. Nicht darauf kommt cs 
ui daß sich die Instanzen der Organisationen zusammensetzen 
und Richtlinien aufstellen, sondern die Massen selbst müssen 
die Einheitsfront-Frage praktisch lösen. Es gilt, die organisa­
torischen Grenzpiähle niederzureißen und Ka mp t  a us -  

I schi i sse zu wählen, die politisch an keine Organisation ge­
bunden sind. Zwischen den B e t r i e b e n  und S t e m p e l ­
st el l en muß eine s t ä n d i g e  V e r b i n d u n g  geschaffen 
werden durch gemeinsame Versammlungen und Delegierten- 
sitzungen. Die selbständigen Kampfausschüsse müssen gemein­
sam ein A k t i o n s p r o g r a m m  aulstellen, das in konse­
quenter Abkehr von der parlamentarisch-gewerkschaftlichen 
liilirertaktik die Proletarier fiir die Politik des revolutionären 
Hassenkampfes mobilisiert.
Die Einheitsfront, wie sie von SPD und KPD propagiert wird, 
dient in Wirklichkeit nur der Parteipolitik dieser Organisa­
tionen. Das zeigt sich mit dem Näherrücken des Wahtagcs 
immer deutlicher. Jeder sozialdemokratische und bolsche­
wistische Einheitsfrontappell endet jetzt mit der Aufforderung: 
„Wählt am 5. März Liste 2 bzw. 3". Aber SPD und KID 
waren bisher nicht imstande, ili.e Millionen Anhänger zum 
Kampf gegen Hungerdiktatur und SA-Terror einzusetzen, Ge­
rade die vergangenen Monate haben unwiderlegbar bewiesen, 
daß die p a r l a m e n t a r i s c h e  P o l i t i k  das I roletariat 
von seinen eigentlichen Auigaben ablenkt und es zur Ohn­
mac ht  gegenüber der Bourgeoisie verdammt. Stimmzettel 
sind eben keine Wafien gegen die faschistischen Machtmittel 
des Kapitalismus.
Alks hängt für die Arbeiterschaft heute ab von ihrem S e l b s t ­
handel  ii. Unter Beiseiteschiebung jeder Organisationsinstanz , 
muß aus den Massen heraus die einheitliche Front erstehen, 
damit endlich der brennend notwendige Kampf „Klasse gegen 
Klasse" geführt werden kann. In diesem Sinne erneuert die 
KAU ihren Appell: P r o le t a r ie r ,  fo rm ie r t  a u c h  zu r K la s s e n fro n t 
der r e v o lu t io n ä re n  M a s s e n a k t io n !

Notiz dsr Woche
Hitlers Regierung im Pressespiegel
\m Abend des 30. Januars veranstaltete die SA in Berlin und 
«mderen Städten Fackelzüge, um den „historischen lag der 
Ernennung Adolf Hitlers zum Reichskanzler festlich zu be­
schließen. Bei der Rundfunk-Uebertragung aus dein Regie­
rungsviertel sprach Joseph G o e b b e l s  von einem „ s i nn­
l osen T a u m e 1", der die nationalistischen Spießer ergrifien 
hatte.
Wie sinnlos in der Tat dieser Fackelzug-Rausch war, zeigte 
«ich bereits am nächsten Tage in den Bemerkungen der bürger­
lichen Presse zu Hitlers Berufung. Wir wollen hier nur zwei 
streng nationale Blätter zitieren, die schon seit Monaten die 
Trommel für eine Regierungsbeteiligung der NSDAP schlagen.
Die „Deutsche Allgemeine Zeitung“ schreibt u. a.:

..Die B e d e n k e n  gegen die Ernennung Adolf Hitlers zum 
Reichskanzler entspringen sowohl der S o r g e  darüber, 
was der nationalsozialistische Führer als Chef der Regie­
rung tun, wie darüber, was er notwendigerweise unt‘-r“ 
lassen wird. Vielleicht werden sich seine Gegner über 
seine Regierungshandlungen wundern und darunter leiden. 
Seinen Anhängern aber werden die Augen übergehen, und 
diese E n t t ä u s c h u n g  ist vom gesamtnationalen Stand­
punkt aus wahrscheinlich noch mehr zu fürchten.

Noch deutlicher w'ird Hans Z e h r e r  in der „Täglichen Rund­
schau“. Er stellt dort iolgende „entscheidende Frage“ :

„Wer wird denn in diesem Kabinett den nationalen Sozia­
lismus in die Wirklichkeit umsetzen? Wird ihn etwa Herr 
Hilgenberg, der jetzt die Herrschaft über die zukunitige 
Wirtschaftsgestaltung erlangt hat, durchführen? Derselbe 
Hugenberg, der seit Jahren einen erbitterten Kampf gegen 
den Sozialismus der NSDAP führte? Oder wird ihn Herr 
von Papen plötzlich unterstützen? Derselbe Papen, oer 
als Reichskanzler eine verzweifelte Restauration des j ri- 
vatkapitalismus durchzuführen versuchte. . . ? Ist a s 
also ein S i e g  Adolf Hitlers? Sieht so die Frucht aus^die 
ihm nach zwölfjährigem Ringen reu in den ?-ho0 fä t 
Zwischen Papen und Hugenberg. die die wichtigsten Posten 
innehaben, eingeklemmt, sowohl vom Gebiet der irt- 
schaft und Ernährung, w’ie von dem der Sozialpolitik aus­

geschlossen, Chei eines Kabinetts, das wieder die reinste 
Form des Nationalkapitalismus verkörpert, — ist das das
Ziel, um das es sich gelohnt hat?“

Wer von Jen SA-Rekruten nach dieser eiskalten Dusche noch 
nicht aus dem sinnlosen Taumei erwacht ist, der ist wirklich 
schon dem nationalistischen Delirium verfallen. . .
Hitler selbst hat denn auch in seiner ersten Rundfunkrede (am 
1. 2.) den Beweis erbracht, daß er nur der Kanzler einer natio- 
nalkapitalistischen Regierung ist. Er machte mit donnerndem 
Pathos die marxistischen Organisationen fix die riesige Ar­
beitslosigkeit verantwortlich, — eine Behauptung, die wir 
wegen der neuen Pressevordnung leider nicht 
kennzeichnen können. . . Ueber seinen „Sozialismus“ hingegen 
sprach er kein Wort, dafür um so rrehr über den schonungs­
losen Kampf gegen die kommunistische Bewegung. Aber der 
von ihm angekündigte Vierjahresplan, dessen Manuskript na­
türlich die großkapitalistisch-feudalen Wirtschaftsführer liefern, 
wird sicher zur Folge haben, daß Millionen Nazi-Anhänger die 
Augen schneller übergehen, als die „DAZ“ erwartet. . .!

Das Staatsbegräbnis des „Nationalso/.ialimus“
Am Sonntag, den 5. Februar, wurde der Berliner SA-Sturin- 
fiihrer Maikowski, der bei einem Zusammenstoß nach dem 
Fackelzug auf der Strecke blieb, vom Dom aus feierlich be­
erdigt. Der Lustgarten war in ein Feldlager der braunen Ko­
lonnen verwandelt. Hitler nahm die Parade ab. Und die 
„feinen Leute“, gegen die Goebbels noch vor wenigen Monaten 
in seinem „Angriff“ Gift und Galle gespritzt hatte, waren 
selbstverständlich alle erschienen. Auch der unvermeidliche 
„Kronprinz“ war anwesend.
Der Rundfunkreporter feierte in seinem Hcrbericht den Mai­
kowski als „unbekannten SA-Mann“. Der Berliner Arbeiter­
schaft jedoch ist M. sehr gut bekannt. Er führte jenen berüch­
tigten Sturm 33 an, der schon mehrere Ueberfälle auf 
bewußte Proletarier auf dem Konto hat. Maikowski selbst hat 
auch in einem Brief zugegeben, daß er am 9. 12. 31 bei einem 
l eberfall auf Teilnehmer einer kommunistischen Versammlung 
den Arbeiter Lange erschossen hat. M. wurde deswegen steck­
brieflich verfolgt, schließlich verhaftet und kurz vor 
nachten v.J. wieder freigelassen. Daß dieser Häuptling einer 
nur als „Mordsturin“ bekannten SA-Formation jetzt auf Staats­
kosten beerdigt wurde, illustriert deulich genug den inncrpoli- 
ischen Kurswechsel seit dem 30. Januar.
Die Maikowski-Leichenparade war aber mehr als das: — sie 
war sogar ein Staatsbegräbnis des „Nationalsozialismus“. Mit 
Domgeläut, militärischer Trauermusik und sonstigen offiziellen 
Ehren wurde der „Sozialismus“ der NSDAP feierlich zu Grabe 
getragen, denn der Führer muß jetzt als Kanzler einer erz- 
reaktionären Konzentration das kapitalistische Profitprogramm 
der Schwerindustriellen und Agrarier durchführen! Nicht 
tional-„Sozialismus“ , sondern National-K a p i t al i sin u s ist 
die Generallosung der R e g i e r u n g  Hitler — und deshaln 
symbolisiert das Staatsbegräbnis des Maikowski gleichzeitig 
auch die historische Einbuddelung des Programms der Hitler- 
Partei!

Potemkin H
Am I Januar wollte die holländische Regierung den Sold 
die Marine kürzen. Als die erbitterte Stimmung der Matrosen 
sich zeigt“ wurde die Soldkürzung auf den 1. Februar ver­
schoben. Daraufhin gab es Ende Januar Unruhen unter der 
Marinebesatzung des Flughafens Surabaja aut Java und 425 
Matrosen (Eingeborene aus Java) wurden verhaltet. Am 5. re- 
bruar geschah folgendes: Als der Kapitän des Panzerkreuzers 
Sieben Provinzen“ mit einem I eil der Offiziere im Hafen von 

Olelulo (Sumatra) im Klub zu Mittag aß. entwaffnete die Mann­
schaft des Panzerkreuzers die zurückgebliebenen Omziere, 
fuhr ins Meer hinaus und rief durch Radio die üorige Marine 
zur—Solidarität auf. An Ansätzen zur Solidarität fehlte es 
nrht 4ui dem Kreuzer „Java", der die Verfolgung aufnahm, 
revoltierte die Besatzung ebenfalls, konnte aber nach u m  
Hafen Surabaja zurückgebracht und gegen eine neue Besatzung 
ausgetauscht werden. Auf den niederländisch-westindischen 
Inseln flammten an verschiedenen Stellen Eingeborenenunruhen 
auf Auch in Holland selbst machte sich unter der Arbeiter­
schaft eine starke Sympathie iiir die revoltierende Besatzung 
der Sieben Provinzen“ bemerkbar, ohne daß jedoch etwa Ent­
scheidendes geschah. Nach tagelanger Verfolgung wurde der 
Panzerkreuzer am 10. Februar eingeholt. Die taptere. [evolu­
tionäre Besatzung ergab sich erst als eine . 
l.s Mann tötete. 25 schwer verwundete und das Schiff n 
Brand «etzte. Die Verfolgung der „Sieben I rovinzen wurde 
von einem Panzerkreuzer, 2 Torpedobootsjagern. 2 Untersee­
booten, einem Minenleger und 0 Wasserflugzeugen, die 
Bomben warfen, durchgeführt.
So wurde die revolutionäre Besatzung der „Sieben Provinzen 
besiegt Die revolutionäre Bewegung aber geht weiter. Aui 
drei anderen Schiffen und im Heimathafen des Panzerkreuzers 
verweigerten die Matrosen den Gehorsam. Die hargeborentn- 
Unruhen greifen weiter um sich.

3 W jzanhxoii ctc6
Wohl n ie m a ls  wurden Partei- und W a h lv e r s p re c h u n g e n  so  ein- 
d e u tu n g  als das e n th ü llt ,  was sie in Wirklich! .. eben
V e r s p r e c h u n g e n .  Adolf 1. heißt der Mann, der sich 
rühmt, über ein Jahrzel nt lang „gekämpft zu haben gegen da.

r uiende Kapital“, gegen Zinswucher und Börsenjobber, über­
haupt gegen alle Unterdrückung und Ausbeutung. .-Nationalen 
Sozialismus“ wollte er einführen und versprach seinen Wählern 
vor Uehernahme der Regierungsgewalt, daß 48 Stunden nach­
dem die Verhältnisse g/undlegend geändert sein werden. L n 
hfs i n s  einzelne ausgearbeitetes S o f o r t p r o g r a m m  wurde 
d e n  begeisterten Hitleranhängern oftenert und dabei seitens 
de? NSDAP erklärt. -  Hitler müsse nur erst an der Macht 
spii damit er sein großes Rettungsprogramm verwirklichen 
k ö n n e  . Hitler! Unsere letzte Hoffnung!“ so sehne es uns 
im Vorjahre bei den div. Wahlen v.m allen Plakatsaulen ent­
gegen. Und------ r
W t k \  Ä a t j d z t  d i t  A i u d t !

Unsere letzte Hoffnung“ ist nun auch bereits in die Binsen ge­
gangen. denn Adolf I. hat leider sein S of ° r  t r  og ir a m m 
beim Umzug aus dem „Kaiserhof nach dem Reichskanzler- 
Palais in der Wilhelm ’ raße verloren.
Anders kann man sich die einfache Tatsache nicht «jrkjären 
daß nach einer Regierungszeit von gut -  Wochen die Arbeits 
iosigkeit noch immer nicht beseitigt ist.
Fhenso ist es mit der „Abschaffung des arbeits- und mühe­
losen Einkommens“, mit der „Brechung der Zinsknechtschaft ,

mit der „restlosen Einziehung aller Kriegsgewinne“. mit f r j  
„Verstaatlichung aller vergesellschafteten Betriebe (Trusts)“, 
mit der nationalen Bodenreform, mit der Siedlung und dem 
„großzügigen Aushau der Altersversorgung“.
Endlos könnte die Reihe der Versprechungen erweitert wer­
den. Millionen arbeitender und arbeitsloser Menschen in 
Deutschland sind f-uf die Phrasen der Nazipartei hereinge­
fallen. Jetzt, wo Hitler an der Macht ist. hat er andere 
Sorgen. Er muß jetzt „große“ Reden halten, die nicht anderes 
besagen, als daß wir „unsere letzte Hoffnung“ noch 2 mal 4 
Jahre hoffen lassen sollen.
Und da wir nun bis zur endgültigen Errettung unseres Volkes 
acht Jahre Zeit haben, wird in uns die Vergangenheit lebendig. 
Da lesen wir in Werbeblättern der NSDAP vom 14. September 
1932 die Forderung „Weg mit Papen und seinen unsozialen 
Hungernotverordnungen! Da wird gewettert über den Lohn­
raub und über die Bürgersteuer, über die Herabsetzung der 
Renten. Da hören wir. daß Herr von Papen ein Akten V e r l i e r e r  
und Günstling des feudalen Herrenklubs ist, hinter dem nur das 
Bäckerdutzend der Hugenbcrgianer stellt. Man liest im „An­
griff" des Herrn Goebbels von den „feinen Leuten, die auf 
tmserm breiten Rücken behende in die Amtlichkeit geklettert 
sind“ . Man liest weiter, daß die zwanzig jüdischen Redak­
teure des „Lokalanzeigers“ (Hugenberg) verlogene Berichte 
über die NSDAP veröffentlichen und erfährt so nebenbei, daß 
der Stahlhelmführer Duesterberg ein Judenbastard ist.
Und plötzlich fällt einem dabei ein. daß ja Hitler jetzt mit 
Papen und Hugenberg und vielen anderen „feinen Leuten" in 
einer Regierung sitzt, daß soeben durch neue Zölle das Schmalz 
um 20 Pf. verteuert wurde — und alles mit Adolf I. Zu­
stimmung!
Und da geht denn auch die „letzte Hoffnung“ verloren, weil 
man mit trocken Brot nicht acht Jahre aushalten kann. . .

%v, den fBetticfótoUcwsMen
In den Monaten März-April 1933 finden in der Hauptsache die 
Neuwahlen der Betriebsräte statt. Unsere Stellung zu diesen 
g e s e t z l i c h e n  ..Räten" ist seit der Bluttaufe des Betriebs­
rätegesetzes im Januar 1920 programmatisch verankert. Und 
diese programmatische Verankerung ist geschrieben mit dem 
Blut all jener Proletarier, die 1920 vor dem Reichstag gefallen 
sind im Kampf gegen die Verwässerung der Räteidee, im Kampf 
g e g e n  di e  G e s e t z l i c h k e i t  d e r  Rät e.
Die revolutionären Arbeiterräte sollten sein die Organe des 
Selberhandelns der Arbeiterklasse. Du-ch ihre Verankerung im 
Betriebsrätegesetz wurden sie zum Hemmschuh jeder revolu­
tionären Entwicklung und Erhebung. Bourgeoisie. Sozialdemo­
kratie und freie (iewerkschaften im trauten Verein hatten mit 
der Schaffung des Betriebsrätegesetzes den Abbau der „Errun­
genschaften" des 9. November 191S eingeleitet. Die „Räte 
wurden zu gesetzlichen Organen gemacht, deren Aufgaben­
bereich durch SS fein säuberlich festgelegt wurde.
Es heißt da z. B. im 8 1 des BRG:

Zur Wahrnehmung der gemeinschaftlichen wirtschaftlichen 
Interessen der Arbeitnehmer (Arbeiter und Angestellte) 
dem Arbeitgeber gegenüber und zur Unterstützung des 
Arbeitgebers in der Erfüllung der Betriebszwecke sind in 
allen Betrieben, die in der Regel mindestens 20 Arbeit­
nehmer beschäftigen, Betriebsräte zu entrichten.

Der Betriebszweck, die Erzielung von Mehrwert durch die 
Ausbeutung des Proletariats, soll also durch die Vertrauens­
leute der Arbeiterschaft gesichert werden.
8 18 lautet: „Die Mitglieder des Betriebsrates werden auf die 
Dauer von einem Jahr gewählt.“  Dieser § macht die sotortige

K O L E T Ä K S E i ?
Zeitschrift für Praxis und Theorie des Rätekonimimisinus
erscheint in den nächsten Tagen. Das 1. Heft beschäftigt 

t sieh u. a. insbesondere mit der Krisenfrage. Be i einem 
Umfang von 32 Seiten erscheint der Preis von 30 Pf. für 
dieses Heft angesessen.
Der Versand an die ,.Kampfruf“ -Bezieher erfolgt mit der 
nächsten Nummer.

Abberufung eines Rates unmöglich, auch wenn er hundertmal 
gegen die Interessen seiner Wähler handelt. Auch gegen plötz­
liche. Entlassung ist cr geschützt, wenn er für die Dauer seiner 
Tätigkeit den Boden des BRG nicht verlaßt.
Die Betriebsräte wurden also durch Gesetz zu einer Abart des 
Parlamentarismus gestempelt. Und nicht nur das. Wahrend 
der Parlamentarismus im Abgeordnetenhaus noch sagen dart. 
was er will, kann das der gesetzliche Betriebsrat in' keinem 
Falle. Und das hat seinen tiefen Sinn Wenn ein MdR auf 
der Reichstagstribüne einen Streik proklamiert, dann liort dar­
auf gewöhnlich kein Mensch. Den Parlamentariern Milt eben 
der Kontakt mit den Proleten im Betriebe. Anders liegt das 
bei den im Betrieb bleibenden Vertrauensleuten der ßeW^ 
schaft. Damit nun die Betriebsräte nicht auf den Unfall kom­
men können, durch Streiks die Interessen ihrer Auftraggeber 
wirksam durchzusetzen, lautet der 
§ 66 Absatz 3 des BRG:

Der Betriebsrat hat die Aufgabe, den Iletrleb vor Erschüt­
terungen zu bewahren, insbesondere vorbehaltlich der Be­
fugnisse der wirtschaftlichen Vereinigungen der Arbei er 
und Angestellten, bei Streitigkeiten ucs Betriebsrates, der 
Arbeitnehmerschaft, einer Gruppe oder eines ihrer lei!« 
mit dem Arbeitgeber, wenn durch Verhandlungen keine 
Einigkeit zu erzielen ist. den Schlichtungsausschuß oder 
eine vereinbarte Einigungs- oder Schiedsstelle a’ zurufen. 

Mit anderen Worten heißt das: Der Betriebsrat hi. die Auf­
gabe Streiks zu verhindern, und er muß die Forderungen der 
Belegschaft in die Schlichtungsausschüsse verschleppen!
Diesen gesetzlichen „Räten“, die in Ihrer Praxis  ̂nichts anderes 
*ind als die N a c h t w ä c h t e r  de s  U n t e r n e h m e r -  
t ii in s stellen wir Rätekommunisten die revolutionären Ak­
tionsausschüsse der Betriebsarbeiter und Erwerbsloser, eegen-

Die revolutionären Aktionsausschüsse (die die Vorläufer wirk­
licher Räte des Proletariats darstellen) sind mit keinem ein­
zigen SS an das Betriebsrätegesetz gebunden, denn sie ver­
neinen die kapitalistische Gesetzlichkeit. Sie sind also dazu 
berufen, in j e d e r  Situation Berater und Führer der Massen 
zu sein und können, weil sie nur der Belegschaft verantwort­
lich sind, auch die Beschlüsse ihrer Auftraggeber in jeder Be­
ziehung zur Durchführung bringen.
In unserer heutigen Situation, wo die Bourgeoisie den Boden 
der Gesetzlichkeit vollends verlassen hat, muß auch im Prole­
tariat die Erkenntnis wachsen, daß an Stelle gesetzlicher 
.Räte“ treten müssen: die Organe des Selberhandelns der 
Massen die revolutionären Aktionsausschüsse! Inwieweit das 
‘Proletariat seine geschichtliche Aufgabe in diesen Tagen er­
kennt werdeii die Betriebsrätewahlen zeigen. Unsere Losung. 
Keinen Stimmzettel in den Kasten der gesetzlich verankerten 
Betriebsräte! darf nicht ungehört verhallen.



Unser Genosse
W I L H E L M  K R Ä G E N B R I N G

ist im Alter von 42 Jahren verstorben.
Sein edler, aufrechter Charakter sichert ihm ein 
Andenken bis über das Grab hinaus.

KAU-Ortsgruppe Rustringen.

Enormer Mitgliederrückgang 
im ADGB trotz Werberummel

„Die Anziehungskraft der Gewerkschaften ist nicht ge- 
schwächt, sondern verstärkt worden.“ Dieser phrasenhafte 
Satz, der die Tatsachen in das Gegenteil umlügt, ist in einem 
Oewerkschaftsartikel, der sich mit dem ..Werbcerfolg“ des 
ADGB beschäftigt, im „Vorwärts" vom 21. 12. 32 zu finden. 
Durch was dic „Anziehungskraft der Gewerkschaften" verur­
sacht. und wo sie in der Welt der Wirklichkeit anzutreffen ist. 
erfährt man in diesem Artikel nioht. Der Artikel bestätigt eher 
das Gegenteil selbst, es .heißt da einleitend: ..Die Gewerkschaf­
ten sind in die Defensive gedrängt. Sie müssen Verschlechte­
rungen der Lohn- und Arbeitsbedingungen hinnehnien.'* Hier 
gestehen die Gewerkschaften selbst, dali sie unfähig sind, in 
der Zerfallsepoche des Kapitalismus, die sich als Dauerkrise 
auswirkt, die Interessen der Arbeiterklasse zu vertreten. Diese 
latsaohe kann doch bestimmt nicht fördernd für die . An­
ziehungskraft :1er Gewerkschaften" wirken, und ihre organi­
satorische Verbundenheit mit der kapitalistischen Gesellschaft 
sowie ihre Streikbruchtaktik doch auch nicht. Da in Wirklich­
keit keine „Anziehungskraft" zu finden ist, sondern nur ein 
gewaltiger Mitglicdsscliwuud, versuchen die Gewerkschaften 
mit sofort erkennbaren Zauberkunststücken, ihren Mitgliedern 
eine „Anziehungskraft“  vorzutäuschen. Wir wollen kurz die 
I rickse der Seifen- und Zauberkünstler des ADGB enthüllen.

Der ADGB hatte in Berlin einen achtwöciiigen Werbe- 
rurnmel veranstaltet, durch den 5600 Mitglieder geworben 
wurden. Dieses dürftige Ergebnis wurde aber nur dadurch 
erzielt, dali man für je 6 gewonnene Mitglieder eine Werhe- 
prämle im Wert von 3 Mark aussolirieb. Nach dieser Werbe- 
rechmmg (haben die Gewerkschaften

für 2800 Mark neue Mitglieder 
zu buchen. Also ganze 5600 „neue" Mitglieder haben dic Ge­
werkschaften tfiir 2800 Mark gewonnen. — wieviel haben sie 
aber verloren, und wie verhält sich die Summe der verlorenen 
zu den gewonnenen Mitgliedern? — first dic Beantwortung 
dieser Fragen zeigt in ganzer Größe die „Anziehungskraft 
der (lewerkschaften"! In einem Artikel des „Vorwärts“ vom 
!. !. 33 wird festgestellt, daß die Gewerkschaften im Jaüiie 1932 
in der Zeit vom I. Januar bis Ende September 531 596 Mit­
glieder verloren haben. Demnach haben die Gewerkschaften im 
Jahre 1932 in einem V  Jahr 53i .S')6 Mitglieder verloren und 
ganze Sh00 gewonnen. Die Kurve des Mitgliedssehwundes 
steigt rapide. Im Jahre 1931 sank dic Mitgliederzahl des ADGB 
von -1716 569 auf 4 134 902 und im Herbst 1932 hat sie 3 603 260 
erreicht. Heute werden die Gewerkschaften höchstens noch 
3/ï Millionen Mitglieder zählen. So sieht in Wirklichkeit die 
„Anziehungskraft der Gewerkschaften“ aus.

Eine Massenflucht aus den Streikbruchgewerkschaften hat 
eingesetzt. Erfreulich bei dieser Tatsache ist. daß die Massen 
trotz der KPD.-Gewerksoliaftstaktik, die bemüht ist. die Arbeiter 
als Beitragszahler in den Gewerkschaften zu -halten, doch die 
Gewerkschaften verlassen. Die Zellentaktik der KPD ist ban­
krott — die harten Schläge der Verhältnisse sind stärker als 
die opportunistischen „Theorien“ der KPD.

Die KAU hat trotz der Dauerkrise des Kapitalismus keine 
Mitglieder verloren, sondern ihre Reihen verstärken können. 
Die Proletarier, die aus revolutionärer Erkenntnis die Gewerk­
schaften verlassen, müssen den Weg zur proletarischen 
Klassenorganisation finden, wo sie selbst über ihren Befreiungs­
kampf entscheiden. — Erst dann wird sich die Massenfluciit 
aus den Gewerkschaften zum Nutzen der proletarischen Be­
freiung auswirken. Diesen Klärungspruzeß der Massen zu 
fördern und zu fundamentieren. ist eine der Hauptaufgaben 
der KAU.

Bericht aus Dänemark
Kopenhagen, den 31. 1. 33.

(Ino) Die dänischen Arbeitgeber hatten seit langer Zeit 
schon einen Lockout (Arbeiteraussperrung) angekündigt. Vor 
14 Tagen wurden von Seiten der Arbeitgeber die Verträge mit 
dun meisten Arbeiterorganisationen gekündigt; nur nicht mit 
den Arbeitern des Staates und der lebensnotwendigen 
Betriebe. Lieber 200 000 organisierte Arbeiter sollten aui die 
Straße fliegen. Das Programm der Arbeitgeber war: 20 Proz. 
Lohnabbau. Der Schlichter trat in Tätigkeit, verweigerte aber 
letzte Woche zu schlichten, da sich die beiden Gruppen all zu 
kraß gegenüber ständen. Somit wäre der Lockout eine Tat­
sache geworden, falls nicht die sozialdemokratische radikale 
Regierung eingegriffen hätte.
Der Staatsminister Stauning (ein alter Sozialdemokrat) machte 
den Vorschlag, daß im Zeitraum eines Jahres — also vom 
1. Februar 33 bis 1. Februar 34 — keine Arbeiteraussperrung 
und kein Streik stattfinden dürfe. Es wurde mit den verschie­
denen bürgerlichen Parteien erst verhandelt. Heute nacht 
wurde dieser Vorschlag angenommen mit 70 Stimmen gegen 
25 Stimmen. Die Bauernoartei enthielt sich der Abstimmung. 
Die sozialdemokratische Regierung hat hiermit offen erklärt, 
daß vorläufig kein Klassenkampf stattfinden darf. I>ie Arbeit­
geber dürfen nicht ausschließen, und den Arbeitern ist das 
Streikrecht geraubt worden. Warum? Eben um ein refor­
mistisches Programm zur Aufrechterhaltung des bürgerlichen 
Staates durchführen zu können. Das ist Burgfrieden!
Dio Sozialdemokratie hat wieder die rote Fahne durch die 
Gossen schleifen lassen. Die soz. Regierung hat hiermit be­
wiesen, daß sic keine ArbeiteTpolitik treibt.
Einige tausend Arbeiter Kopenhagens demonstrierten am 
Reichstag. Die Polizei benutzte zum ersten Mal in Dänemark 
Tränengas. Die Arbeiter wurden nach Hause getrieben.
Dio sozialdemokratische Justiz hat viele Arbeiter ins Gefäng­
nis gebracht, indem auch dic wirtschaftliche Lage Dänemarks 
in diesem Winter besonders verschärft worden ist.
Ein kleiner Teil der organisierten Arbeiterklasse rüstet sich 
zum oppositionellen Kampf, leider aber ist ihr Ziel nicht der 
Sturz des kapitalistischen Systems, sondern nur ein radikali- 
siertes Reformprogramm, wie Arbeitsbeschaffungspläne etc. 
Daß die KP Dänemarks hier eine besondere Rolle spielt, sei 
bloß genannt, weil ihre Politik aus Hirasendrescherei besteht. 
Die dänischen Arbeiter gehen schweren Zeiten entgegen: zu­
sammen mit dem übrigen Weltproletariat müssen sie unter 
neuen Organisationsformen kämpfen, wenn sie siegen wollen.

Sind Kranke arbeitsfähig
In der Sowjetunion, dem Stnat ohne Arbeitslose, hat man 

neuerdings herausgefunden, daß auch Kranke arbeitsfähig sind.
In der „Inprekorr“  vom 3. 1. 33 kann man in dem Artikel: 

„Neue Arbeit — Neues Leben — AEG in zwei Welten" lesen, 
daß in der russischen AEG — dem Charkower Elektro-mecha- 
nischen Schulhetrieb — eine Diätküche iür 552 Arbeiter besteht, 
in der Arbeiter beköstigt werden, die Magengeschwüre oder 
andere Magenkrankheiten haben, an Nierenerkrankungen odei* 
akuter Darmentzündung leiden. Der Arzt, der die Diätküche 
leitet, steht auf dem Standpunkt, daß die letztere Erkrankung 
(eine meist fieberhaft verlaufende, sehr schwächende Krank­
heit) schneller ausheilt, wenn der Kranke arbeitet, als wenn er 
sich zu Bett legt. Wörtlich äußerte er sich gegenüber dem 
Berichterstatter der Inprekorr: „Der Rhythmus der Arbeit — 
natürlich muß dein Kranken eine entsprechende Arbeit ztige- 
wiesen werden — wirkt bei dieser Arbeit heilend.“  Neben der 
Diätküche bestellt in dem Betrieb ein Speisesaal für Lungen-* 
kranke und Kranke“ , bei denen s o n s t  irgend eine Anstek- 
kungsmöglichkcit besteht“ . Dein zitierten Satz zufolge handelt 
es sich also auch um Lungenkranke in einem ansteckenden 
Stadium der Erkrankung!

Die Krankheitsziffer in dem Betrieb soheint ca. 3 Proz. 
zu betragen, da bei einer Belegschaft von 18 000 Arbeitern über 
550 durch die Diätküche bzw. in dem Speisesaal für Ansteckend- 
Kranke beköstigt werden.

Nun soll gewiß nicht bestritten werden, daß einzelne Ar­
beiter mit chronischen Krankheiten, auch Lungenkranke in einem

inaktiven Stadium der Krankheit arbeitsfähig sind. Natürlich 
braucht nicht jeder, der ein Magenieiden hat im Bett zu liege» 
oder zu Hause zu bleiben: aber die durchschnittliche Zahl von 
Kranken, mit der man in dem Betrieb rechnet, und die Angabe» 
über die Art der Erkrankungen zeigen, daß die Theorie von de- 
Arbeitsfähigkeit der Kranken nicht im Interesse der Kranken, 
sondern im Interesse des Industrie-Aufbaus erfunden worden 
ist. (k.v.ü) Da die Gesunden für den Menschenbedarf der 
Industrie nicht ausrcichen, müssen auch die Kranken arbeiten 
mögen sie auch so schwach sein wie Lungenkranke im anskk- 
kenden Stadium, die noch dazu (außerhalb des Speisesaals! 
andere Arbeiter gefährden.

Die Sowjetunion hat wirklich keine Veranlassung, sich 
Grund dieser Zustände ihrer sozialen Einstellung zu rühmen 
die Wohltaten der russischen AEG gegenüber der deutscliei 
AEG zu preisen. Während die Mißstände in der deutschen AKC 
Folge des niedergehenden Kapitalismus sind, entsprechen die 
Z'.'ständc in der russischen AEG der Frühzeit des Kapitalismus 
in Westeuropa mit ihrer Ausbeutung von Frauen und Kindern 
Auch in dieser Zeit gab es Aerzte. die bescheinigten, daß Nacht­
arbeit und 10-Stundentag der Gesundheit von Kindern absolr 
nicht schade' Allerdings betreibt man in dem heutigen Ruß­
land die Ausbeutung der menschlichen Arbeitskraft etwas 
schicktet und etwas rationeller als in den westeuropäische» 
Anfangsstadien der kapitalistischen Entwicklung!

AusanderenJJr^

Landesgebiet Nordostdentschland der Gemeinschaft 
proletarischer Freidenker hat getagt
Am 5. Februar 1933 tagte in Berlin die Landesgebietskonfemui 
der GpFD-Nordost. Sie nahm den Bericht der Landesleitun;j 
entgegen, der zum Ausdruck brachte, daß die Organisation trotaj 
vieler Schwierigkeiten und der Wirtschaftskrise stetig aif 
Boden gewinnt.
Das Referat über die kulturpolitische Situation und dic Auf-J 
gaben der (ipFD hielt der Gen. R. Rocker. Er stellte als eiml 
wesentliche Aufgabe der GpFD die Beteiligung an den Eltern­
beiräten dar. wies darauf hin. daß seit Jahren die Arbeiterschaft! 
auf diesem Gebiet viel versäumt habe.
Für die Diskussion waren zehn Minuten in der GeschäftsorxM 
nung vorgesehen. Da ein Delegierter zum Referat grundsätz­
lich von einem anderen weltanschaulichen Standpunkte Stel-| 
iung nehmen woiite. iag ein Antrag vor, dem betrenenuen Dele­
gierten eine ^ständige Redezeit zu gewähren. Dieser Antrasj 
wurdc abgelehnt. Dagegen lag ein Antrag vor. k e i ne  Dis­
kussion stattfinden zu lassen, weil sonst das Referat abge-[ 
schwächt würde. Dieser Antrag wurde jedoch mit große: 
Mehrheit abgelehnt. In der Diskussion trat nun folgendes IM-1 
lemma ein: Der Delegierte, der eine halbe Stunde grundsä'z- 
Iicli gegen Rockers Ausführungen sprechen wollte, erkämpfte I 
sich die halbe Stunde durch dauernde Abstimmungen jeweih 
nach 10 Minuten. Er konnte aus diesem Grunde sachlich tirw! 
konkret nicht Stellung nehmen.
Der Referent Rocker gebärdete sich während der Diskussions- j 
rede des (ien. L. wie ein KPD-Führer, obwohl er Syndikalist 
ist. und forderte die Wortentziehung.
Die Stellung zur Jugend- und Kinderbewegung ergab gegen 
einige Stimmen die Ablehnung des Antrages der „Ereilt. Kinder­
bewegung“ und war ein Bekenntnis für eine Jugend- und 
Kinderbewegung entsprechend den Beschlüssen der letzten 
Reichskonferenz.
Bei der Wahl der Delegierten zur Reichskonferenz erhielt der 
Vertreter der marxistischen Richtung die höchste Stimmenzahl. 
Zum Ausgang der Konferenz selbst muß gesagt werden, daß es 
Aufgabe der Rätekommunisten sein wird, innerhalb der Orga­
nisation für wirkliche prol. Demokratie zu kämpfen, damit 
Zwischenfälle, wie auf dieser Konferenz, in Zukunft unter­
bleiben.
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Berlin-Reinickendorf-West

Aus der Broschüre „Massenaktion“

Der Massenkampf in der Geschichte
Das revolutionäre* Kampfmittel der Massenaktion wurde schon viele 

Jahre vor dein Weltkrieg angewendet. Di«- belgische Arbeiterschaft hat 
in den Jahren 18S6, 1891, 1893, 1902 und 1913 große Massenstreiks durch* 
geführt. I'erner spielte der Massenstreik in der russischen Revolution 190") 
eine wichtige Rolle bei der Aufrüttelung der Arl>eiters<hichten.

Wenn auch die damaligen Streikziele heute überholt sind, so haben 
gerade dic Mssscnkänxpfc der Vorkriegszeit eine bleibende Bedeutung für 
das internationale Proletariat, denn sie lösten in der organisierten A r­
beiterschaft eine allgemeine Generaldisktission über die proletarische 
Klassenkampftaktik aus, die mit aller prinzipiellen Schärfe geführt wurde 
und eine Fülle revolutionärer Lehren zutage förderte. Ein Rückblick ist 
deshalb besonders im Interesse des deutschen Proletariats notwendig.

IST-
a) Die Stellung der Partei und Gewerkschaften

Marx und Engels haben immer wieder auf die historische Notwendig­
keit hingewiesen, dal! die Arbeiter über den ökonomischen Kampf hinaus- 
gehen müssen zum politischen Machtkampf gegen die gesamte kapita­
listische Ordnung, wenn das Ziel der Befreiung der Arbeiterklasse erreicht 
werden soll. Der politische Streik ist deshalb eine starke Antriebskraft in 
der (Entwicklung des Arbeiterkampfes.

Die offizielle Führung der Sozialdemokratie jedoch konnte sidi selbst 
unter dem gewaltigen Eindruck der belgischen Massenstreiks nicht zu einer 
klaren Stellungnahme zu dieser revolutionären Kampfmethode durch­
ringen. Sie befürwortete wohl den Streik als politische Waffe des Proleta­
riats, blieb aber dabei stecken in der anarcho-syndikalistischen Idee eines 
Generalstreiks, bei dem nach monatelanger bürokratischer Vorbereitung 
die Organisationsleitung „nur auf den Knopf zu drücken" braucht. So 
propagierte Rudolf Hilferding 1903 in der „Neuen Zeit“  einen „absolut 
friedlichen" Massenstreik, der „eine ununterbrochene Weiterentwicklung" 
der parlamentarischen Bewegung „sichern** solle.

Hier zeigt sidi schon deutlich das Lieberwuchern des Reformismus, der 
die Frage des Machtkampfes um den Sturz des Kapitalismus einfach bei­
seite schiebt. Die parlamentarische Versumpfung war schon so weit vor­
geschritten. daü der Traum vom gewaltlosen Sieg dei Arbeiterklasse be­
reits die Hirne der sozialdemokratischen Theoretiker umnebelte. Es ist

deshalb kein Wunder, daß 1902 und 1913 die belgischen Massenstreiks von 
der sozialdemokratischen Führung (Vandervelde) — die im Parlament mit 
dem liberalen Bürgertum paktierte — abgewürgt wurden, auf Grund 
fadenscheiniger Versprechungen der Bourgeoisie.

Auch eine wichtige Erklärung von Karl Kautsky muß noch festge­
halten werden. Er sdirieb 1914 in einem Buch „Der politische Massen­
streik“ unter anderem:

„Wenn wir in D e u t s c h l a n d  in eine Situation kämen, in der 
190"» Rußland war . . . .  dann würden die Organisationen der Sozial­
demokratie und der Gewerkschaften als die einzirj unerschütterlichen 
Keisen im allgemeinen Chaos erscheinen, d a n n  w ü r d e n  d ie  b is  d a h in  
h e r rs c h e n d e n  K re ise  f r e iw i l l ig  ih re  M a d it  a b tre te n  u n d  s i ih  in  d ie  
S c h u tz h a f t  d e r  S o z ia ld e m o k r a t ie  b eg eb en , u m  oor d e r  V o lk s m u t  g e ­
s c h ü tz t  z u  se in ."
Kautsky hat absolut richtig prophezeit: I'>1S b e im  im p e r ia lis tisc h e n  

Z u sa m m e n b ru c h  w a r  d ie  S o z ia ld e m o k r a t ie  d ie  r e tte n d e  S c h u tz h a ft  f ü r  d ie  
d e u tsc h e  B ou rg eo is ie . —

Die Ablehnung und schließlich die Bekämpfung des Massenstreiks als 
revolutionäre Waffe des Proletariats war noch stärker bei der G e w e r k ­
s c h a f t s b ü r o k r a t i e .  Vor allem die deutsche Gewerkschaftsführung 
war schon immer ein fanatischer Gegner des direkten politischen Kampfes, 
und einer der ihren (Bümelburg) prägte ja das berüchtigte Schlagwort: 
„Generalstreik ist Generalunsinn“. Auf dem Internationalen Kongreß in 
Paris 1900 erklärte Karl Legien: „Solange keine starken Organisationen 
vorhanden sind, ist der Generalstreik für uns nicht diskutierbar.“

Also erst eine riesige Millionenorganisation und ein Millionenstrcik- 
fond, und dunn kann erst über das Thema diskutiert werden . . . Wirk­
lich. diese \orstellung vom proletarischen Massenkampf ist — General­
unsinn, was bisher jeder Massenstreik denn auch bewiesen hat! Auf dem 
Kölner Gewerkschaftskongreß 1905 wurde schließlich ein Beschluß ange­
nommen, d e r  d ie  P r o p a g a n d a  f ü r  p o l i t i s c h e  M a s s e n ­
s t r e i k s  v e r b o t .

Die Stellung der Gewerkschaften und SPD ist nur ein zwangsläufiges 
Resultat ihrer reformistischen Theorie und Praxis. Durch Parlamentaris­
mus und Tarifwesen sind sie so fest in Staat und Wirtschaft des Kapita­
lismus eingegliedert v* -.m, daß sie einfach keine revolutionären Kämpfe 
mehr führen können. Und se itd e m  d ie  k a p ita lis tis c h e  K l is e  auch  d ie  
E x is te n z g r u n d la g e  d e r  S o z ia ld e m o k r a t ie  u n d  G e w e rk sc h a fte n  e rsch ü tte r t,  
m ü s s e n  sie  d e n  d ir e k te n  K a m p f  z u r  E rd ro sse lu n g  p ro le ta r isch e r  M assen ­
a k tio n e n  o rg a n is ie re n .

- _ v ,  ä m m u t s « o b


